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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Wirtschaft
und Energie

Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes

A. Problem und Ziel

Der vorliegende Gesetzentwurf besteht aus zwei Teilen. Zum einen sollen Mallnhahmen
zum Rickbau nationaler Berichtspflichten im Bereich der amtlichen Statistik, die nicht auf
EU-Vorgaben beruhen, umgesetzt werden. Zum anderen muss das System der Unterneh-
mensstatistiken grundlegend modernisiert werden, um auch dauerhaft belastbare Ergeb-
nisse liefern zu kénnen. Dafiir werden in einem ersten Schritt mit einem neuen Gesetz die
notwendigen Vorbereitungen getroffen. Ziel des neuen Systems der Unternehmensstatisti-
ken ist es, die Koharenz zwischen den Konjunktur- und Strukturstatistiken zu verbessern.
So soll nur noch eine Struktur- und eine Konjunkturerhebung Utber alle Wirtschaftszweige
hinweg nach einem neu zu konzipierenden Stichprobenmodell durchgefiihrt werden. Insbe-
sondere durch die Zusammenfassung in zwei Statistiken soll das System der Unterneh-
mensstatistiken deutlich klarer, digitaler, die Erhebung fir die Wirtschaft belastungsarmer
und die Statistik resilienter werden. Mit diesem Gesetzentwurf wird der Blrokratieriickbau
vorangetrieben, wie im Koalitionsvertrag fir die 21. Legislaturperiode und im Rahmen der
féderalen Modernisierungsagenda vom 4. Dezember 2025 vereinbart.

Gepruft wurde der Ruckbau der nationalen Berichtspflichten fiur die funf aufwendigsten Sta-
tistiken fir die Wirtschaft sowie die dazugehdrigen Statistikgesetze in ihrer Gesamtheit.
Dies sind das AulRenhandelsstatistikgesetz (AHStatG), das Gesetz Uber die Statistik im
Produzierenden Gewerbe (ProdGewStatG) sowie das Handels- und Dienstleistungsstatis-
tikgesetz (HdIDIStatG). Zudem wurden weitere Wirtschaftsstatistikgesetze, die in der Zu-
standigkeit des Bundesministeriums fiur Wirtschaft und Energie (BMWE) liegen, wie das
Gesetz Uber die Statistik zu globalen Wertschopfungsketten (GWStatG), das Kostenstruk-
turstatistikgesetz (KoStrukStatG) und das Beherbergungsstatistikgesetz (BeherbStatG)
uberpruft. Ein GroRteil der in diesen Gesetzen aufgefiihrten Erhebungsinhalten dient der
Erfillung von EU-Lieferverpflichtungen, die sich unmittelbar aus der europaischen Rah-
menverordnung fir Unternehmensstatistiken, der sogenannten EBS-Verordnung (EU)
2019/2152 (European Business Statistics), ableiten. Die genannten Statistikgesetze enthal-
ten jedoch auch Erhebungsinhalte, die sich aus indirekten europaischen Lieferverpflichtun-
gen ergeben, wie beispielsweise aus der Verordnung (EU) Nr. 549/2013 zum Europaischen
System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene.

Die Artikel 1 bis 6 sowie 9 und 10 des Gesetzentwurfs beinhalten die im Rahmen der Uber-
prifung zum Rickbau der nationalen Berichtspflichten identifizierten, kurzfristig umsetzba-
ren Streichungsvorschlage zur Entlastung der Wirtschaft von statistischen Berichtspflich-
ten. Ferner werden fir die Regelungen in Artikel 3, mit denen die Streichung des Jahres-
berichts flr Betriebe im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe sowie die in der féderalen
Modernisierungsagenda vereinbarte Streichung der Investitionserhebung bei Betrieben im
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe vorgesehen sind, Voruntersuchungen angeordnet.
Die Anderungen sollen daher erst fiir das Berichtsjahr 2030 gelten. Die dafiir notwendigen
Erhebungen werden ab 2031 durchgefuhrt, wehalb das Inkrafttreten dieser Regelungen
zum 01.01.2031 vorgesehen ist. Sollten die Untersuchungen zu dem Ergebnis kommen,
dass die Umsetzung methodisch nicht realisierbar ist oder zusatzliche Blrokratiekosten
verursachen wirde, werden diese Regelungen vor Inkrafttreten in einem weiteren Gesetz
ausgesetzt.

Die bestehenden Regelungen im § 6 Verdienststatistikgesetz (VerdStatG) zur Verdienst-
verlaufsstatistik umfassen Loschvorgaben, die die Analyse von mehrjahrig unterbrochenen
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Verdienstverlaufen verhindern sowie die Mdglichkeiten zur empirischen Forschung anhand
historischer Datensatze einschranken. Auch sind langer rickwirkende Korrekturen nicht
moglich. Das angewandte kryptografische Verfahren wahrt die Personlichkeitsrechte je-
doch auch ohne die geforderte Léschung, da eine Re-ldentifizierung einer Person unmog-
lich gemacht wird. Daher ist in Artikel 7 des vorliegenden Gesetzentwurfs vorgesehen, § 6
Absatz 5 VerdStatG aufzuheben.

Mit der Anderung des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes (VWVDG) in Artikel 8 soll
bei Vorliegen der bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer fir Unternehmen in den Verwal-
tungen eine Ubermittlung dieser an das Statistische Bundesamt fiir Statistikzwecke ermég-
licht werden. Zudem soll das Statistische Bundesamt befugt werden, Daten die Angaben
nach dem Verwaltungsdatenverwendungsgesetz beinhalten bzw. verarbeiten fur wissen-
schaftliche Vorhaben zu verarbeiten, aufzubereiten und diese Hochschulen sowie anderen
Einrichtungen unabhangiger Forschung bereitzustellen.

Der Artikel 11 des vorliegenden Gesetzentwurfs dient der grundsatzlichen methodischen
und organisatorischen Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken.
Das bestehende System der Unternehmensstatistiken ist in seiner heutigen Form, histo-
risch ausgehend von der Beobachtung der Industrieproduktion, stetig gewachsen. Neue
Anforderungen und Datenbedarfe wurden erfullt, indem der Erfassungsbereich der Unter-
nehmensstatistiken immer wieder erganzt und erweitert wurde, um eine nahezu vollstan-
dige Abbildung der Wirtschaft zu ermdglichen. Dies fuhrte zu einem unterschiedlichen Vor-
gehen bei der Statistikerstellung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen — ein methodisch
ganzheitliches System der Unternehmensstatistiken existiert zurzeit in Deutschland nicht.
Gleichzeitig liegen bisher nicht genutzte (zum Teil digital verfugbare) Unternehmensdaten
in Verwaltungen und bei privaten Unternehmen vor, deren Nutzung die Wirtschaftsbe-
obachtung weiter verbessern, vereinfachen und die Unternehmen entlasten kénnte. Um die
Entlastung der Unternehmen durch eine Reduzierung der Befragungen zu erméglichen sind
komplexe neue Verfahren in der amtlichen Statistik einzufihren. Um mégliche Ergebnisef-
fekte prazise abschatzen zu kénnen, sind beim Ubergang auf das neue System der Unter-
nehmensstatistiken Ubergangsweise gezielte Befragungen notwendig. Das Potential der
bereits vorhandenen Daten ist aktuell durch die amtliche Statistik nicht umfassend nutzbar,
da der Datenzugang nationalen rechtlichen Beschrankungen unterliegt. Um hier entspre-
chende Abhilfe zu schaffen, wird in Artikel 11 der Zugang zu zwei weiteren Datenquellen
geregelt, um diese auf ihre Eignung und ihr Entlastungspotential untersuchen zu kénnen.
Die methodische und organisatorische Vorbereitung des neuen Systems der Unterneh-
mensstatistiken soll zudem die Durchflihrung einer freiwilligen Testerhebung umfassen, um
die grundsatzliche Durchfiihrbarkeit der vorgesehenen neuen Erhebungswege zu testen.
Untersucht werden soll insbesondere die Eignung der Unternehmensabgrenzung gemaf
EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 als neue statistische Beobachtungseinheit. Die
konsequente Beobachtung der Unternehmen gemafy EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr.
696/93 soll die wirtschaftliche Realitat in der Statistik besser abbilden und zur Entlastung
der Unternehmen beitragen, da weniger Einheiten befragt werden missen.

B. Losung

In den Artikeln 1, 2 und 3 wird das ProdGewStatG, in den Artikeln 4 und 5 das HdIDIStatG
, in Artikel 6 das GWStatG, in Artikel 9 das BeherbStatG und in Artikel 10 das KoStrukStatG
im Hinblick auf die identifizierten, kurzfristig umsetzbaren Entlastungsvorschlage fir die
Wirtschaft angepasst, sodass eine Reduzierung von statistischen Berichtspflichten erreicht
und die Wirtschaft entlastet werden kann.

Mit der Anderung in Artikel 7 wird das VerdStatG angepasst, um zukinftig in der Verdienst-
verlaufsstatistik auch Verlaufe mit mehrjahriger Berufsunterbrechung abbilden zu kénnen.
Damit stehen der Wissenschaft langere Datenreihen flr Analysen zur Verfigung.
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Fur die Nutzbarkeit der bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer erfolgt in Artikel 8 eine An-
passung des VWDVG, die es ermdglicht, dass die bundeseinheitliche Wirtschaftsnummer
von den Verwaltungen an das Statistische Bundesamt fir Statistikzwecke Ubermittelt wer-
den darf. Das Statistische Bundesamt soll zudem ermachtigt werden, Daten die Angaben
nach dem VwWDVG beinhalten bzw. verarbeiten fur wissenschaftliche Zwecke und Hoch-
schulen sowie andere unabhangige Forschungseinrichtungen zur Verfugung zu stellen.

Artikel 11 umfasst das SysdU-Vorbereitungsgesetz (SysdUVorbG) und bildet die rechtliche
Grundlage zur Entwicklung neuer Methoden und Schaffung der notwendigen organisatori-
schen Rahmenbedingungen fir das neue System der Unternehmensstatistiken.

C. Alternativen

Keine. Die in den Artikeln 1 bis 6 sowie 9 und 10 enthaltenen Streichungsvorschlage zur
Entlastung der Wirtschaft kdnnen ausschlie3lich durch die hier vorgenommene Anpassung
der jeweiligen Statistikgesetze umgesetzt werden, sodass keine Alternative besteht. Ein
Verzicht auf die Anpassung im VerdStatG in Artikel 7 wirde einer Verbesserung der Daten-
analyse in der Verdienstverlausstatistik entgegenstehen. Ohne die Ubermittlung der bun-
deseinheitlichen Wirtschaftsnummer der Verwaltungen in Artikel 8 ist es aufwendiger, die
jeweiligen Daten fir die amtliche Statistik zusammenzufihren. AuRerdem mussten die aus
den Verwaltungsangaben gewonnenen Daten aus den statistischen Ergebnissen entfernt
werden, was die wissenschaftliche Arbeit mit den Daten beeintrachtigt. Zur Vorbereitung
eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken (Artikel 11) ist es zwingend erforderlich,
bereits vorliegende Daten auf ihre Eignung zu prifen und nach Méglichkeit im Rahmen der
Statistikproduktion zu nutzen. Dieses Vorgehen bericksichtigt auch den regelmaRig an das
Statistische Bundesamt adressierten Appell einer mdglichst umfassenden Umsetzung des
Once-Only-Prinzips. Darliber hinaus muss die Praktikabilitat, das Unternehmen geman EU-
Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 als neue Beobachtungseinheit zu erheben, getes-
tet werden, bevor eine Umsetzung erfolgen kann. Hierfir ist eine Testerhebung zwingend
erforderlich, eine Alternative besteht folglich nicht.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand

Durch das Gesetz zum Abbau von Statistikpflichten und zur Vorbereitung eines neuen Sys-
tems der Unternehmensstatistiken entsteht im Statistischen Bundesamt ein einmaliger Um-
stellungsaufwand in Hohe von 2 570 104 EUR an Personalkosten fiir befristetes Personal
sowie fur Sachkosten in Hohe von 130 000 EUR.

Die einmaligen Kosten fur den Aufbau eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken
umfassen samtliche methodische, organisatorische und technische Vorbereitungsarbeiten,
die parallel zur laufenden Statistikproduktion zu leisten sind. Die derzeitige Personalaus-
stattung ist dagegen nur auf den Betrieb des aktuellen Produktionssystems ausgelegt. Zu-
satzliche Mitarbeiter werden fir eine Neugestaltung des Profilings von Unternehmen ge-
maf der EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 bendtigt, da zuklnftig auf das Statis-
tische Unternehmen als Beobachtungseinheit abgestellt wird. Des weiteren wird zusatzli-
ches Personal bendétigt, um die Testerhebungen zu konzipieren und durchzufiihren. Dar-
uber hinaus mussen die zur Entlastung der Unternehmen von Befragungen vorgesehenen
neuen Datenquellen fur lhre Eignung aufbereitet, getestet und bewertet werden. AuRerdem
ist zusatzliches Personal bei den umfangreichen methodischen Vorbereitungen im Rahmen
der Konzeption neuer Stichproben notwendig. Dabei entfallen jeweils fir einen Zeitraum
von drei Jahren 8,5 MAK in der Entgeltgruppe 13 TV6D und 1,2 MAK in der Entgeltgruppe
9c TV6D auf die vorgenannten Tatigkeiten.
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Dem verringerten dauerhaften Aufwand durch die Streichung von Erhebungen steht ein
entsprechender Mehraufwand durch die komplexere Aufbereitung aus unterschiedlichen
Datenquellen nach dem neuen System der Unternehmensstatistiken gegentber. Aulder-
dem wird das Unternehmensprofiling und die Zusammenarbeit mit Unternehmensgruppen
dauerhaft deutlich ausgeweitet werden mussen, u.a. um die im Profiling ermittelten Abgren-
zungen der Unternehmen zu verifizieren und Datenverluste bei Anderungen der Unterneh-
messtrukturen zu vermeiden. Zudem werden im Vergleich zu heute mehr Schatzverfahren
gepflegt und permanent weiterentwickelt werden mussen. Insgesamt wird die Qualitatssi-
cherung im neuen System also deutlich komplexer und aufwandiger. Es sind daher keine
Anpassungen beim Dauerpersonal zu erwarten.

Die finanziellen einmaligen Mehraufwande des Statistischen Bundesamts fur Personal- und
Sachkosten werden in Einzelplan 06 ausgeglichen.

Diese werden dem Einzelplan 06 zugeordnet, da mit dem neuen System der Unterneh-
mensstatistiken die Koharenz zwischen den Konjunktur- und Strukturstatistiken verbessert
werden soll, indem jeweils nur noch eine Struktur- und eine Konjunkturerhebung tber alle
Wirtschaftszweige hinweg nach einem neu zu konzipierenden Stichprobenmodell durchge-
fuhrt werden. Damit handelt es sich um eine grundlegende Weiterentwicklung der Statistik.
Insbesondere durch die Zusammenfassung in zwei Statistiken soll das System der Unter-
nehmensstatistiken deutlich klarer, digitaler, die Erhebung fur die Wirtschaft belastungsar-
mer und die Statistik resilienter werden. Damit werden perspektivisch die unter die Feder-
fuhrung des BMWE fallenden fachstatistischen Einzelgesetze (ProdGewStatG und HdIDI-
StatG) abgel6st und in einem neuen Unternehmensstatistikgesetz aufgehen.

E. Erfullungsaufwand
(Hinweis: Der Erfiillungsaufwand im direkten Zusammenhang mit der Tétigkeit der Statisti-
schen Landesédmter ist noch nicht enthalten)

E.1 Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Blirger

Fur Blrgerinnen und Burger entsteht kein Erflllungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fiir die Wirtschaft

Der jahrliche Erflllungsaufwand der Wirtschaft reduziert sich um rund 9 880 000 Euro.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Davon entfallen -9 880 000 Euro auf Burokratiekosten aus Informationspflichten.

Der jahrliche Erfullungsaufwand beruht nicht auf unionsrechtlichen Vorgaben. Er unterliegt
der One in, one out-Regel.

E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Fir das Statistische Bundesamt entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand in Hohe von
rund 3 122 000 Euro.



-5- Bearbeitungsstand: 17.03.2026 15:50

Der einmalige Erfullungsaufwand beruht nicht auf unionsrechtlichen Vorgaben. Er unterliegt
der One in, one out-Regel.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Wirtschaft
und Energie

Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Gesetzes liber die Statistik im Produzierenden Ge-
werbe

Das Gesetz Uber die Statistik im Produzierenden Gewerbe in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. Marz 2002 (BGBI. | S. 1181), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 354) geandert worden ist, wird wie folgt gean-

dert:

1. In § 3 Buchstabe B wird die Angabe ,alle vier Jahre, beginnend 2003 fir 2002“ durch
die Angabe ,fur das Berichtsjahr 2026, sowie beginnend ab dem Berichtsjahr 2030 alle

funf Jahre* ersetzt.

2. In § 6 Buchstabe B wird die rémische Nummer Il gestrichen.

Artikel 2

Anderung des Gesetzes iiber die Statistik im Produzierenden Ge-
werbe zum 01. Januar 2027

Das Gesetz Uiber die Statistik im Produzierenden Gewerbe, das zuletzt durch Artikel 1
dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 2 wird wie folgt geandert:
a) Buchstabe A romische Nummer | wird wie folgt gefasst:
,monatlich
1. die tatigen Personen,
2. die Arbeitsstunden,

3. die Lohn- und Gehaltssummen,
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4. den Umsatz,

5. den Auftragseingang,

6. die gesamte Produktion,

7. die Reparatur-, Montage- und Lohnveredelungsarbeiten,

die Sachverhalte nach den Nummern 1, 4 und 5 werden auch fir fachliche Betriebs-
teile erfasst;".

b) In Buchstabe B wird nach der Angabe ,Betrieben® die Angabe ,mit 10 und mehr
tatigen Personen® eingefiigt.

c) Nach Satz 2 werden folgende Satze eingefugt:
,Sofern mehr als ein Viertel des gesamten Umsatzes eines Wirtschaftszwei-
ges auf Betriebe mit weniger als 10 tatigen Personen entfallt, wird die Erhe-
bung fur diesen Wirtschaftszweig auch bei diesen Betrieben durchgefuhrt. Die
Uberprifung der in Satz 3 genannten Umsatzgrenze erfolgt alle finf Jahre.*

§ 3 Buchstabe A romische Nummer Il wird wie folgt gedndert:

a) Nummer 7 wird gestrichen.

b) Nummer 8 wird zu Nummer 7.

§ 4 wird wie folgt geandert:

a) Buchstabe A wird wie folgt gefasst:

,bei den Baubetrieben von hochstens 15 000 Unternehmen des Bauhauptge-
werbes sowie bei Baubetrieben der anderen Unternehmen - jeweils ohne ausbau-
gewerbliche Betriebe und Bautrager — monatlich

1. die tatigen Personen,
2. die Arbeitsstunden,
3. die Lohn- und Gehaltssummen,
4. den Umsatz,
5. den Auftragseingang.”
b) Buchstabe B wird gestrichen.
¢) Aus Buchstabe C wird Buchstabe B.
d) Buchstabe B wird wie folgt gefasst:

,bei ausbaugewerblichen Betrieben von Unternehmen des Ausbaugewerbes
sowie der anderen Unternehmen und bei Bautragern bei hochstens 14 000 Betrie-
ben vierteljahrlich

1. die tatigen Personen,

2. die Arbeitsstunden,
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3. die Lohn- und Gehaltssummen,

4. den Umsatz.”

§ 5 rémische Nummer Il wird wie folgt geandert:

a) Nummer 7 wird gestrichen.

b) Nummer 8 wird zu Nummer 7.

§ 6 Buchstabe B wird wie folgt gefasst:

10.

11.

12.

13.

14.

,ahrlich bei hchstens 3 000 Unternehmen der Energieversorgung
die Investitionen,

den Verkaufserlds aus dem Abgang von Anlagegutern,

die tatigen Personen,

die Lohn- und Gehaltsummen,

den Umsatz,

die selbst erstellten Anlagen,

die Aufwendungen fir gemietete und gepachtete Anlageguter,
den Materialverbrauch und Wareneinsatz,

die Material- und Warenbestande einschliellich fertiger und unfertiger Erzeug-
nisse am Anfang und am Ende des Jahres,

den Material- und Wareneingang,

die Subventionen,

die Abgabe von Wasser,

den Wert der Ein- und Ausfuhr von Wasser,

die Kosten nach Kostenarten, soweit nicht nach den Nummern 1 bis 13 erfasst.

Fir Betriebe der Unternenmen nach Satz 1 wird nur der Sachverhalt nach Nummer 1 er-
fasst.”

6.

§ 6a Buchstabe B wird wie folgt gefasst:

.Jahrlich bei héchstens 7 000 Unternehmen der Wasserversorgung, der Abwasser-

entsorgung, der Sammlung, Verwertung und Beseitigung von Abféllen und der Besei-
tigung von Umweltverschmutzungen und sonstigen Tatigkeiten in der Abfallbewirt-

schaftung

1. die Investitionen,

2. den Verkaufserlds aus dem Abgang von Anlagegttern,
3. die tatigen Personen,
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4. die Lohn- und Gehaltsummen,

5.  den Umsatz,

6. die selbst erstellten Anlagen,

7. die Aufwendungen fur gemietete und gepachtete Anlageguter,
8. den Materialverbrauch und Wareneinsatz,

9. die Material- und Warenbestande einschliellich fertiger und unfertiger Erzeug-
nisse am Anfang und am Ende des Jahres,

10. den Material- und Wareneingang,

11. die Subventionen,

12. die Abgabe von Wasser,

13. den Wert der Ein- und Ausfuhr von Wasser,

14. die Kosten nach Kostenarten, soweit nicht nach den Nummern 1 bis 13 erfasst.

FUr Betriebe der Unternehmen nach Satz 1 wird nur der Sachverhalt nach Nummer 1
erfasst. Fur Betriebe der Unternehmen nach Satz 1 aus dem Bereich der Abwasser-
entsorgung, der Sammlung, Verwertung und Beseitigung von Abféallen und der Besei-
tigung von Umweltverschmutzungen und sonstigen Tatigkeiten in der Abfallbewirt-
schaftung wird auch der Sachverhalt nach Nummer 3 erfasst.”

§ 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,Bei den Erhebungen wird bei Betrieben und Unternehmen zusatzlich die wirt-
schaftliche Tatigkeit erfasst.”

b) In Absatz 3 wird nach der Angabe ,Blicher fuhrt“ die Angabe ,und bei der es sich
um einen Marktproduzenten nach Kapitel 3 Nummer 3.24 des Anhangs A zur Ver-
ordnung (EU) Nr. 549/2013 handelt* eingefligt.

In § 9 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,beiden” durch die Angabe ,drei“ und die An-
gabe ,800 000 durch die Angabe ,,1 000 000“ ersetzt.

§ 11 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Angaben nach § 3 Buchstabe A Ziffer Ill, § 3 Buchstabe B, § 5 Ziffer Il, §
6 Buchstabe B Satz 1 Nummer 3 bis 14 und § 6a Buchstabe B Satz 1 Nummer 3 bis
14 werden vom Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet.

(2) Fur die Erhebung und Aufbereitung der Angaben nach § 6 Buchstabe B Satz
1 Nummer 1 und 2 und § 6a Buchstabe B Satz 1 Nummer 1 und 2 Ubermittelt das
Statistische Bundesamt den statistischen Amtern der Lander jeweils flr ihren Zustan-
digkeitsbereich Einzelangaben nach § 6 Buchstabe B Satz 1 Nummer 3 bis 14 und §
6a Buchstabe B Satz 1 Nummer 3 bis 14. Fur die Erhebung und Aufbereitung der An-
gaben nach § 6 Buchstabe B Satz 1 Nummer 3 bis 14 und § 6a Buchstabe B Satz 1
Nummer 3 bis 14 Ubermitteln die statistischen Amter der Lander dem Statistischen
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Bundesamt Einzelangaben aus den Erhebungen nach § 6 Buchstabe B Satz 1 Nummer
1 und 2 und Satz 2 § 6a Buchstabe B Satz 1 Nummer 1 und 2, Satz 2 und 3.

(3) Die statistischen Amter der Lander (ibermitteln dem Statistischen Bundesamt

auf Anforderung die von ihnen erhobenen Einzelangaben fir Sonderaufbereitungen
des Bundes.”

Artikel 3

Anderung des Gesetzes liber die Statistik im Produzierenden Ge-

werbe zum 01. Januar 2031

Das Gesetz Uiber die Statistik im Produzierenden Gewerbe, das zuletzt durch Artikel 2

dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 2 wird wird wie folgt geandert:
a) Buchstabe A wird wie folgt gefasst:
.bei Betrieben mit 50 und mehr tatigen Personen monatlich
1. die tatigen Personen,
2. die Arbeitsstunden,
3. die Lohn- und Gehaltssummen,
4. den Umsatz,
5. den Auftragseingang,
6. die gesamte Produktion,
7. die Reparatur-, Montage- und Lohnveredelungsarbeiten,

die Sachverhalte nach den Nummern 1, 4 und 5 werden auch flr fachliche Be-
triebsteile erfasst;".

b) Buchstabe B wird wie folgt gefasst:

,bei Betrieben mit 10 und mehr tatigen Personen, die nicht nach Buchstabe A
erfasst werden, vierteljahrlich

1. die gesamte Produktion,

2. die Reparatur-, Montage- und Lohnveredelungsarbeiten.
Sofern mehr als ein Viertel des gesamten Umsatzes eines Wirtschaftszweiges
auf Betriebe mit weniger als 10 tatigen Personen entfallt, wird die Erhebung
fur diesen Wirtschaftszweig auch bei diesen Betrieben durchgefihrt. Die Uber-

prifung der in Satz 3 genannten Umsatzgrenze erfolgt alle funf Jahre.”

In § 3 werden folgende Satze 2 und 3 eingeflgt:
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,Die Angaben zu den tatigen Personen, den Lohn- und Gehaltssummen und dem Um-
satz werden bei der Erhebung nach § 3 Buchstabe A | auch fiir die Betriebe der Unter-
nehmen erfasst. Die Angaben zu den Investitionen werden bei der Erhebung nach § 3
Buchstabe A Il auch fir die Betriebe der Unternehmen erfasst.”

Artikel 4

Anderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes

Das Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetz vom 22. Februar 2021 (BGBI. | S.
266), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr.
354) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 9 wird wie folgt geandert:
1. Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

»,C) Summe der gesetzlichen und Ubrigen Sozialaufwendungen der Arbeitgeber*

2. In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,, Nummer 2 Buchstabe c,” gestrichen.

Artikel 5

Anderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes zum
01. Januar 2027

Das Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetz vom 22. Februar 2021 (BGBI. | S.
266), das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt gean-
dert:

In § 11 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,beiden® durch die Angabe ,drei* und die Angabe
,800 000“ durch die Angabe ,1 000 000“ ersetzt.

Artikel 6

Anderung des Gesetzes liber die Statistik zu globalen Wertschép-
fungsketten

Das Gesetz Uber die Statistik zu globalen Wertschopfungsketten vom 17. Januar 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 13), das zuletz durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 354) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Nach § 6 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 angeflgt:
,<Ausgenommen hiervon sind das Merkmal ,Zahl der Lohn- und Gehaltsempfanger und

Selbststandigen® gemal’ der Durchfihrungsverordnung (EU) 2022/918 sowie alle Merk-
male, die in dieser Verordnung als freiwillig gekennzeichnet sind.”
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Artikel 7

Anderung des Verdienststatistikgesetzes

Das Verdienststatstikgesetz vom 21. Dezember 2006 (BGBI. | S. 3291), das zuletzt

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 354) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 6 Absatz 5 wird gestrichen.

Artikel 8

Anderung des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes

Das Verwaltungsdatenverwendungsgesetz vom 4. November 2010 (BGBI. | S. 1480),

das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 354)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 1 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 5 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.
b) Es wird folgende Nummer 6 angefugt:

6. ,die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 in Verbindung mit
§ 16 Absatz 6 Bundesstatistikgesetz®.

§ 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die Bundesagentur fur Arbeit Gbermittelt dem Statistischen Bundesamt folgende Da-
ten von Betrieben, die flr Beschaftigte Meldungen nach § 28a des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch erstatten:

1. Name oder Firma sowie Anschrift und Gemeindeschlissel,

2. Wirtschaftszweig,

3. Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten mit Haupttatigkeit im jeweiligen
Betrieb sowie Zahl aller sozialversicherungspflichtig Beschaftigten, jeweils unterglie-
dert nach Voll- und Teilzeitbeschaftigung; bei Teilzeitbeschaftigung zusatzlich unter-
gliedert nach Arbeitsumfang,

4. Zahl der geringfligig Beschaftigten mit Haupttatigkeit im jeweiligen Betrieb sowie
Zahl aller geringflgig Beschaftigten, jeweils untergliedert nach kurzfristiger und gering-
fugig entlohnter Beschéaftigung,

5. Betriebsnummer,

6. Berichtsstichtag und Auswertungszeitpunkt,

7. Unternehmernummer, einschliellich Anhang gemal § 136a Absatz 1 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch,
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8. Wirtschafts-Identifikationsnummer gemal § 139c der Abgabenordnung einschlief3-
lich des Unterscheidungsmerkmals gemaf § 139c Absatz 5a der Abgabenordnung.”

3. § 3b Satz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 6 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.
b) Es wird folgende Nummer 7 angefligt:
7. ,Wirtschafts-ldentifikationsnummer gemaR § 139c der Abgabenordnung ein-

schlieBlich des Unterscheidungsmerkmals gemaf § 139c Absatz 5a der Ab-
gabenordnung.®.

Artikel 9

Anderung des Beherbergungsstatistikgesetzes

Das Beherbergungsstatistikgesetz vom 22. Mai 2002 (BGBI. | S. 1642), das zuletzt
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 354) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die Erhebungen erstrecken sich auf folgende Wirtschaftsgruppen des An-
hangs | der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 in Verbindung mit der vom Statistischen
Bundesamt daraus erstellten Klassifikation der Wirtschaftszweige:

1. 55.1 — Hotels, Gasthéfe und Pensionen,
2. 55.2 — Ferienunterkinfte und &hnliche Beherbergungsstatten,

3. 55.3 — Campingplatze,

4. 55.4 — Vermittlungstatigkeiten fir Beherbergungsdienstleistungen.*

Artikel 10

Anderung des Gesetzes liber Kostenstrukturstatistik

Das Gesetz Uber Kostenstrukturstatistik in der im Bundesgesetzblatt Teil ll, Gliede-
rungsnummer 708-3, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 354) geandert worden ist, wird wie
folgt geandert:

§ 3 wird wie folgt gefasst:
,Die Kostenstrukturerhebungen nach § 1 erfassen folgende Tatbestande:
1. den Wert

a) der steuerlichen und wirtschaftlichen Einnahmen,
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b) der Bruttoinvestitionen in Sachanlagen;
2. die Kosten, untergliedert nach Kostenarten;

3. die beschaftigten Personen.”

Artikel 11

Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der Unterneh-
mensstatistiken

(SysdU-Vorbereitungsgesetz - SysdUVorbG)

§1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt die zur Erprobung und Vorbereitung eines neuen Systems der
Unternehmensstatistiken erforderlichen MalRnahmen. Das Bundesstatistikgesetz findet An-
wendung.

§2
Aufgaben des Statistischen Bundesamtes

(1) Das Statistische Bundesamt bereitet im Benehmen mit den statistischen Amtern
der Lander ein neues System der Unternehmensstatistiken methodisch vor.

(2) In einem ersten Schritt fiihrt das Statistische Bundesamt unter Beteiligung der sta-
tistischen Amter der Lander zu dem Zweck nach Absatz 1 freiwillige Erhebungen durch.
Diese sollen insbesondere der wissenschaftlich-methodischen Vorbereitung eines neuen
Systems der Unternehmensstatistiken dienen.

(3) Die Daten der in Absatz 2 genannten Erhebungen dirfen mit den nach §§ 3, 4
Ubermittelten Daten zusammengefiihrt werden.

§3
Ubermittlung von Daten des Bundesanzeigers

(1) Der Bundesanzeiger Verlag Gbermittelt dem Statistischen Bundesamt zur Uber-
prufung der Eignung der Daten zur Verwendung fir das neue System der Wirtschaftssta-
tistiken einmalig zum Stichtag [TT.MM.JJJJ] die im Bundesanzeiger vorliegenden Jahres-
und Konzernabschlisse des Geschaftsjahres [].

(2) Die Ubermittlung der Daten erfolgt spatestens drei Monate nach dem in Absatz 1
benannten Stichtag.

(3) Die nach Absatz 1 Ubermittelten Daten durfen, zu den dort benannten Zwecken,
mit den in § 13a Bundesstatistikgesetz aufgezahlten Daten zusammengeflihrt werden.
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(4) Die Daten sind unverziglich zu I6schen, soweit sie nicht mehr fir die Zwecke nach
Absatz 1 erforderlich sind, spatestens jedoch funf Jahre nach dem Stichtag.

§4
Ubermittlung von Daten der Bundesagentur fiir Arbeit

(1) Die Bundesagentur fiir Arbeit Gibermittelt dem Statistischen Bundesamt zur Uber-
prufung der Eignung der Daten zur Verwendung fir das neue System der Wirtschaftssta-
tistiken einmalig zum Stichtag 31.12.2024 fur den Bezugszeitraum 2024 fur jeden Betrieb
die summierten Daten zu Entgelten sozialversicherungspflichtig und geringfligig beschaf-
tigter Arbeitnehmer, fiir die Rentenversicherungsbeitrage gezahlt wurden sowie die Anga-
ben nach § 3 Satz 1 Nummer 1, 5 und 6 VWDVG.

(2) Die Ubermittlung der Daten erfolgt spatestens drei Monate nach dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes.

(3) Die nach Absatz 1 Ubermittelten Daten dirfen, zu den dort benannten Zwecken,
mit den in § 13a Bundesstatistikgesetz aufgezahlten Daten zusammengeflihrt werden.

(4) Die Daten sind unverzuglich zu I6schen, soweit sie nicht mehr fur die Zwecke nach
Absatz 1 erforderlich sind, spatestens jedoch funf Jahre nach dem Stichtag.

§5
Ubermittiung von Daten des Transparenzregisters des Bundesanzeiger Verlags
(1) Der Bundesanzeiger Verlag Gbermittelt dem Statistischen Bundesamt zur Uber-
prufung der Eignung der Daten zur Verwendung fir das neue System der Unternehmens-
statistiken einmalig zum Stichtag [TT.MM.JJJJ] die im Transparenzregister vorliegenden
Daten zu wirtschaftlich Berechtigten und deren Beteiligungen.

(2) Die Ubermittlung der Daten erfolgt spatestens drei Monate nach dem in Absatz 1
benannten Stichtag.

(3) Die nach Absatz 1 Gbermittelten Daten dirfen, zu den dort benannten Zwecken,
mit den in § 13a Bundesstatistikgesetz aufgezahlten Daten zusammengeflihrt werden.

(4) Die Daten sind unverziglich zu I6schen, soweit sie nicht mehr fir die Zwecke nach
Absatz 1 erforderlich sind, spatestens jedoch funf Jahre nach dem Stichtag.

Artikel 12

Inkrafttreten

(1) Das Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 am Tag nach der Verkindung
in Kraft.

(2) Artikel 2, Artikel 5, Artikel 9 und Artikel 10 treten am 01. Januar 2027 in Kraft.

(3) Artikel 3 tritt am 01. Januar 2031 in Kraft.
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EU-Rechtsakte:

1.

Verordnung (EU) Nr. 549/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 zum Eu-
ropaischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene in der
Europaischen Union (ABI. L 174 vom 26.6.2013, S. 1), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU)
2015/1342 (ABI. L 207 vom 4.8.2015, S. 35) geandert worden ist.

Durchfiihrungsverordnung (EU) 2022/918 der Kommission vom 13. Juni 2022 zur Festlegung der techni-
schen Spezifikationen der Datenanforderungen fiir das Thema ,Globale Wertschopfungsketten“ geman
der Verordnung (EU) 2019/2152 des Europaischen Parlaments und des Rates (ABI. L 159 vom 14.6.2022,
S. 43), die zuletzt durch die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2025/935 geandert worden ist.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen gemafl dem Koalitionsvertrag fur die 21. Legis-
laturperiode (Zeilen 1923 bis 1926) MalRnahmen zum Rickbau nationaler Berichtspflichten
im Bereich der amtlichen Statistik umgesetzt werden und somit der Blrokratieriickbau vo-
rangetrieben werden. Betrachtet wurden hierfir die funf aufwendigsten Statistiken fir die
Wirtschaft sowie die dazugehdrigen Statistikgesetze in ihrer Gesamtheit. Dies sind das
AHStatG, das ProdGewStatG sowie das HdIDIStatG. Zudem wurden weitere Wirtschafts-
statistikgesetze, die in der Zustandigkeit des BMWE liegen, wie zum Beispiel das GWStatG,
das KoStrukStatG und das BeherbStatG Uberpriift. Ein Grolsteil der in diesen Gesetzen
aufgeflhrten Erhebungsinhalten dient der Erflllung von EU-Lieferverpflichtungen, die sich
unmittelbar aus der europaischen Rahmenverordnung fur Unternehmensstatistiken, der so-
genannten EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (European Business Statistics), ableiten. Die
genannten Gesetze enthalten jedoch auch Erhebungsinhalte, die sich aus indirekten euro-
paischen Lieferverpflichtungen ergeben, wie beispielsweise aus der Verordnung (EU) Nr.
549/2013 zum Europaischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationa-
ler und regionaler Ebene. Die Artikel 1 bis 6 sowie 9 und 10 des Gesetzentwurfs beinhalten
die im Rahmen der Uberpriifung zum Riickbau der nationalen Berichtspflichten identifizier-
ten, kurzfristig umsetzbaren Streichvorschlage zur Entlastung der Wirtschaft von statisti-
schen Berichtspflichten, die nicht auf EU-Vorgaben beruhen. Fir die Regelungen in Artikel
3 werden Voruntersuchungen angeordnet. Die Anderungen sollen daher fir das Berichts-
jahr 2030 gelten. Die dafiir notwendigen Erhebungen werden ab 2031 durchgeflihrt. Daher
ist ein Inkrafttreten der Gesetzesanderungen im Akrtikel 3 zum 01.01.2031 vorgesehen.
Sollten die Untersuchungen zu dem Ergebnis kommen, dass die Umsetzung methodisch
nicht realisierbar ist oder zusatzliche Blrokratiekosten verursachen wiirde, werden diese
Regelungen vor Inkrafttreten in einem weiteren Gesetz ausgesetzt.

Artikel 7 passt das VerdStatG an, damit die Verdienstverlaufsstatistik auch Verlaufe mit
mehrjahriger Berufsunterbrechung abbilden kann und damit der Wissenschaft langere Da-
tenreihen fur Analysen zur Verfligung stehen.

Mit der Anderung des VWDVG (Artikel 8) soll bei Vorliegen der bundeseinheitlichen Wirt-
schaftsnummer fiir Unternehmen in den Verwaltungen eine Ubermittlung dieser an das Sta-
tistische Bundesamt fir Statistikzwecke ermdéglicht werden. Zudem soll das Statistische
Bundesamt befugt werden, Daten, die Angaben nach dem Verwaltungsdatenverwendungs-
gesetz beinhalten bzw. verarbeiten, fir wissenschaftliche Vorhaben zu verarbeiten aufzu-
bereiten und diese Hochschulen sowie anderen Einrichtungen unabhangiger Forschung
bereitzustellen.

Weiterhin dient der vorliegende Gesetzentwurf der methodischen und organisatorischen
Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken (Artikel 11). Das beste-
hende System der Unternehmensstatistiken ist in seiner heutigen Form, historisch ausge-
hend von der Beobachtung der Industrieproduktion, stetig gewachsen. Neue Anforderun-
gen und Datenbedarfe wurden erfillt, indem der Erfassungsbereich der Unternehmenssta-
tistiken immer wieder erganzt und erweitert wurde, um eine nahezu vollstandige Abbildung
der Wirtschaft zu erméglichen. Dies flhrte zu einem unterschiedlichen Vorgehen bei der
Statistikerstellung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen — ein methodisch ganzheitliches
System der Unternehmensstatistiken existiert zurzeit auf nationaler Ebene nicht. Gleichzei-
tig liegen bisher nicht genutzte (zum Teil digital verfligbare) Unternehmensdaten in Verwal-
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tungen und bei privaten Unternehmen vor, deren Nutzung die Wirtschaftsbeobachtung wei-
ter verbessern und die Unternehmen entlasten kénnte. Das Potential der bereits vorhande-
nen Daten ist aktuell durch die amtliche Statistik nicht umfassend nutzbar, da der Datenzu-
gang nationalen rechtlichen Beschrankungen unterliegt. Um hier entsprechende Abhilfe zu
schaffen, regelt Artikel 11 den Zugang zu zwei weiteren Datenquellen, um diese auf ihre
Eignung untersuchen zu kénnen. Die methodische und organisatorische Vorbereitung des
neuen Systems der Unternehmensstatistiken soll zudem die Durchfiihrung einer freiwilligen
Testerhebung umfassen, um insbesondere die Praktikabilitdt des Unternehmens geman
EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 als neue Beobachtungseinheit (Einheit, fur die
Daten erhoben werden) zu untersuchen. Die konsequente Beobachtung der Unternehmen
gemal EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 soll die wirtschaftliche Realitat in der
Statistik besser abbilden und zur Entlastung der Unternehmen beitragen, da weniger Ein-
heiten befragt werden missen.

Mit dem neuen System der Unternehmensstatistiken soll die Koharenz zwischen den Kon-
junktur- und Strukturstatistiken verbessert werden, indem jeweils nur noch eine Struktur-
und eine Konjunkturerhebung Uber alle Wirtschaftszweige hinweg nach einem neu zu kon-
zipierenden Stichprobenmodell durchgefiihrt werden. Insbesondere durch die Zusammen-
fassung in zwei Statistiken soll das System der Unternehmensstatistiken deutlich klarer,
digitaler, die Erhebung fir die Wirtschaft belastungséarmer und die Statistik resilienter wer-
den.

Das Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken (Sys-
dUVorbG) bildet die Grundlage, um die notwendigen Methoden und organisatorischen Rah-
menbedingungen fir die Umsetzung des neuen Systems der Unternehmensstatistiken zu
schaffen. Mit der Umsetzung des neuen Systems sollen die Erhebungswege starker digita-
lisiert und aufwandsarmer gestaltet werden, wodurch die Wirtschaft deutlich entlastet wer-
den kann. Die Umsetzung ist in einem zweiten Unternehmensstatistikreformgesetz fur 2028
geplant. Zur Vorbereitung des neuen Systems sind in 2026 und 2027 erste Testerhebungen
zu komplexen Unternehmen geplant. In den Testerhebungen sollen die Datenverfligbarkeit
und der Erhebungsprozess getestet und optimiert werden. Dadurch werden Entlastungs-
und Digitalisierungspotentiale gemeinsam mit den Unternehmen identifiziert und erarbeitet,
die dann mit dem zweiten Unternehmensstatistikreformgesetz umgesetzt werden kdnnen.
Vor der Implementierung der neuen bereichstbergreifenden Erhebungen, ist eine einma-
lige quantitative Probeerhebung mit Auskunftspflicht erforderlich, um beim Ubergang auf
die neuen Erhebungen verlassliche und erklarbare Ergebnisse sicherzustellen. Nur mit die-
sen quantitativen und reprasentativen Probeerhebungen kénnen Briiche in den Zeitreihen
erklart und damit das Vertrauen der Nutzenden in die Auswertungen sichergestellt werden.
Die dafir notwendigen Erhebungen werden durch spatere Blrokratieentlastungen wieder
ausgeglichen und mussen im geplanten Unternehmensstatistikrefomgesetz 2028 bertck-
sichtigt werden. In den fiir 2026 und 2027 geplanten ersten qualitativen Testerhebungen
kann auf eine Auskunftspflicht verzichtet werden. Es ist jedoch wichtig, eine ausreichende
Anzahl an Unternehmen aus allen Wirtschaftszweigen zu befragen, damit die Erkenntnisse
zur Datenverfugbarkeit auf alle Unternehmen in der Wirtschaft Ubertragen werden kénnen.
Dariiber hinaus werden in den § 3, 4 und 5 des SysdUVorbG die Ubermittlung von zusétz-
lichen Daten an das Statistische Bundesamt geregelt. Diese Daten sollen auf die Nutzbar-
keit fur die amtliche Statistik und damit auf die Entlastungsméglichkeiten fir Unternehmen
Uberprift werden. Wenn diese Daten genutzt werden kénnen, entspricht dies dem von der
Bundesregierung angestrebten ,Once-Only-Prinzip®“. Die einmaligen Datenubermittlungen
zu Testzwecken sind notwendig, um die Potentiale zur Blrokratieentlastung zu identifizie-
ren und im zweiten Unternehmensstatistikreformgesetz in 2028 umzusetzen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

In den Artikeln 1, 2 und 3 wird das ProdGewStatG, in den Artikeln 4 und 5 das HdIDIStatG,
in Artikel 6 das GWStatG, in Artikel 9 das BeherbStatG und in Artikel 10 das KoStrukStatG
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im Hinblick auf die identifizierten, kurzfristig umsetzbaren Entlastungsvorschlage fir die
Wirtschaft angepasst, sodass eine Reduzierung von statistischen Berichtspflichten erreicht
und die Wirtschaft entlastet werden kann (gemaflt dem im Koalitionsvertrag enthaltenen
Prufauftrag in den Zeilen 1923-1926).

Mit der Anderung in Artikel 7 wird das VerdStatG angepasst, sodass damit zukiinftig die
Verdienstverlaufsstatistik auch Verlaufe mit mehrjdhriger Berufsunterbrechung abbilden
kann und damit der Wissenschaft langere Datenreihen fur Analysen zur Verfiigung stehen.

Fir die Nutzbarkeit der bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer erfolgt in Artikel 8 eine An-
passung des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes, die es ermdglicht, dass die bundes-
einheitliche Wirtschaftshummer von den Verwaltungen an das Statistische Bundesamt fir
Statistikzwecke Ubermittelt werden darf. Das Statistische Bundesamt soll zudem erméchtigt
werden, Daten, die Angaben nach dem Verwaltungsdatenverwendungsgesetz beinhalten
bzw. verarbeiten, flr wissenschaftliche Zwecke und Hochschulen sowie andere unabhan-
gige Forschungseinrichtungen zur Verfigung zu stellen.

Mit Artikel 11 wird das Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmens-
statistiken eingeflihrt. Dieses bildet die rechtliche Grundlage zur Entwicklung neuer Metho-
den und Schaffung der notwendigen organisatorischen Rahmenbedingungen flr das neue
System der Unternehmensstatistiken.

Artikel 12 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

1l. Exekutiver FuBabdruck

Es haben keine Interessenvertreter oder beauftragte Dritte wesentlich zum Inhalt des Ent-
wurfs beigetragen.

V. Alternativen

Keine. Die in den Artikeln 1 bis 6 sowie 9 und 10 enthaltenen Streichungsvorschlage zur
Entlastung der Wirtschaft kbnnen ausschlieflich durch die hier vorgenommene Anpassung
der jeweiligen Statistikgesetze umgesetzt werden, sodass keine Alternative besteht. Ein
Verzicht auf die Anpassung im VerdStatG in Artikel 7 wirde einer Verbesserung der Daten-
analyse in der Verdienstverlausstatistik entgegenstehen. Ohne die Ubermittlung der bun-
deseinheitlichen Wirtschaftsnummer der Verwaltungen in Artikel 8 ist es aufwendiger die
jeweiligen Daten fir die amtliche Statistik zusammenzufihren. AuRerdem mussten die aus
den Verwaltungsangaben gewonnenen Daten aus den statistischen Ergebnissen entfernt
werden, was die wissenschaftliche Arbeit mit den Daten beeintrachtigt. Zur Vorbereitung
eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken (Artikel 11) ist es zwingend erforderlich,
bereits vorliegende Daten auf ihre Eignung zu prifen und nach Méglichkeit im Rahmen der
Statistikproduktion zu nutzen. Dieses Vorgehen berucksichtigt auch den regelmafig an das
Statistische Bundesamt adressierten Appell einer mdglichst umfassenden Umsetzung des
Once-Only-Prinzips. Dartber hinaus muss die Praktikabilitdt des Unternehmens geman
EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 als neue Beobachtungseinheitet getestet wer-
den, bevor eine Umsetzung erfolgen kann. Hierflr ist eine Testerhebung zwingend erfor-
derlich, eine Alternative besteht folglich nicht.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die ausschlieRliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes fir das ProdGewStatG, HdIDI-
StatG, GWStatG, VwDVG folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes.
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VL. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Ver-
tragen vereinbar.

VII. Gesetzesfolgen

Der Gesetzentwurf bewirkt, dass Unternehmen von statistischen Berichtspflichten entlastet
werden. Dies hat zur Folge, dass entsprechende Daten kinftig nicht mehr zur Verfugung
stehen. Dies betrifft insbesondere die jahrlichen Ergebnisse bei den Betrieben des Bauge-
werbes, die im Bauhauptgewerbe alle Betriebe und im Ausbaugewerbe alle Betriebe mit 10
und mehr Beschaftigten abbilden. Zukunftig konnen nur noch noch Ergebnisse fur Betriebe
mit 20 und mehr Beschaftigten ausgewiesen werden. Zudem bildet der Gesetzentwurf die
rechtliche Grundlage zur Entwicklung neuer Methoden und Schaffung der notwendigen or-
ganisatorischen Rahmenbedingungen fir das neue System der Unternehmensstatistiken.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Anpassungen dienen insgesamt der Verwaltungsvereinfachung und der Entlastung von
Unternehmen.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient. Das Vorhaben
steht insbesondere mit dem UN-Nachhaltigkeitsziel SDG 9 ,Industrie, Innovation und Infra-
struktur® in Einklang. Durch die in Artikel 1 bis 6 sowie 9 und 10 umgesetzten Streichvor-
schlage zur Entlastung der Wirtschaftsstatistiken wird der Bulrokratiertickbau vorangetrie-
ben und durch Artikel 7 wird die methodische Vorbereitung eines neuen Systems der Un-
ternehmensstatistiken ermdéglicht, das auf eine nachhaltige und widerstandsfahige Infra-
struktur im Bereich der amtlichen Unternehmensstatistiken abzielt und beispielsweise durch
die Nutzung neuer Datenquellen innovative Vorgehensweisen bei der Statistikproduktion
unterstitzt.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand

Durch das Gesetz zum Abbau von Statistikpflichten und zur Vorbereitung eines neuen Sys-
tems der Unternehmensstatistiken entsteht im Statistischen Bundesamt ein einmaliger Um-
stellungsaufwand in Hohe von 2 570 104 EUR an Personalkosten fir befristetes Personal
sowie fur Sachkosten in H6he von 130 000 EUR.

Die einmaligen Kosten fur den Aufbau eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken
umfassen samtliche methodische, organisatorische und technischen Vorbereitungsarbei-
ten, die parallel zur laufenden Statistikproduktion zu leisten sind. Die derzeitige Personal-
ausstattung ist dagegen nur auf den Betrieb des aktuellen Produktionssystems ausgelegt.
Zusatzliche Mitarbeiter werden flr eine Neugestaltung des Profilings von Unternehmen ge-
maf der EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 bendtigt, da zuklnftig auf das Statis-
tische Unternehmen als Beobachtungseinheit abgestellt wird. Des weiteren wird zusatzli-
ches Personal benétigt, um die Testerhebungen zu konzipieren und durchzufihren. Dar-
uber hinaus muissen die zur Entlastung der Unternehmen von Befragungen vorgesehnen
neuen Datenquellen fUr Ihre Eignung aufbereitet, getestet und bewertet werden. AuRerdem
ist zusatzliches Personal bei den umfangreichen methodischen Vorbereitungen im Rahmen
der Konzeption neuer Stichproben notwendig. Dabei entfallen jeweils fur einen Zeitraum
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von drei Jahren 8,5 MAK in der Entgeltgruppe 13 TV6D und 1,2 MAK in der Entgeltgruppe
9c TV6D auf die vorgenannten Tatigkeiten.

Dem verringerten dauerhaften Aufwand durch die Streichung von Erhebungen steht ein
entsprechender Mehraufwand durch die komplexere Aufbereitung aus unterschiedlichen
Datenquellen nach dem neuen System der Unternehmensstatistiken gegeniber. Aulder-
dem wird das Unternehmensprofiling und die Zusammenarbeit mit Unternehmensgruppen
dauerhaft deutlich ausgeweitet werden muissen, u. a. um die im Profiling ermittelten Ab-
grenzungen der Unternehmen zu verifizieren und Datenverluste bei Anderungen der Unter-
nehmensstrukturen zu vermeiden. Zudem werden im Vergleich zu heute mehr Schatzver-
fahren gepflegt und permanent weiterentwickelt werden missen. Insgesamt wird die Qua-
litdtssicherung im neuen System also deutlich komplexer und aufwandiger. Es sind daher
keine Anpassungen beim Dauerpersonal zu erwarten.

Die finanziellen einmaligen Mehraufwande des Statistischen Bundesamts fir Personal- und
Sachkosten werden in Einzelplan 06 ausgeglichen.

Diese werden dem Einzelplan 06 zugeordnet, da mit dem neuen System der Unterneh-
mensstatistiken die Koharenz zwischen den Konjunktur- und Strukturstatistiken verbessert
werden soll, indem jeweils nur noch eine Struktur- und eine Konjunkturerhebung uber alle
Wirtschaftszweige hinweg nach einem neu zu konzipierenden Stichprobenmodell durchge-
fuhrt werden. Damit handelt es sich um eine grundlegende Weiterentwicklung der Statistik.
Insbesondere durch die Zusammenfassung in zwei Statistiken soll das System der Unter-
nehmensstatistiken deutlich klarer, digitaler, die Erhebung fir die Wirtschaft belastungsar-
mer und die Statistik resilienter werden. Damit werden perspektivisch die unter die Feder-
fihrung des BMWE fallenden fachstatistischen Einzelgesetze (ProdGewStatG und HdIDI-
StatG) abgeldst und in einem neuen Unternehmensstatistikgesetz aufgehen.

4. Erfullungsaufwand

Der Erfullungsaufwand der Wirtschaft reduziert sich um insgesamt rund 9 880 000 Euro.
Diese entfallen vollstandig auf Burokratiekosten aus Informationspflichten.

Fir das Statistische Bundesamt entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand in Hohe von
rund 3 122 000 Euro. Der jahrliche Erfillungsaufwand bleibt in Summe unverandert: Die
dauerhafte Entlastung durch den Wegfall von Erhebungen wird durch Mehraufwand ausge-
glichen, insbesondere aufgrund komplexerer Aufbereitungstatigkeiten, der Ausweitung des
Unternehmensprofilings sowie der Pflege und Weiterentwicklung von Schatzverfahren.

[Der Erfullungsaufwand der Statistischen Landesamter sowie ggf. der BA und des Bundes-
anzeigers wurde noch nicht quantifiziert.]

4.1. Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger
Burgerinnen und Biirger sind von der Regelung nicht betroffen.
4.2. Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Anderung des jahrlichen Erfillungsaufwands der Wirtschaft
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Aufwand Jahrlicher Erlduterungen zu
pro Fall in Erfillungs- Fallzahl und Auf-
Ifd Artikel; Norm (§8); EU- Jahrliche Euro aufwand in wand pro Fall
Nr. Bezeichnung der Recht IP Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
’ Vorgabe und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
Sach- »gering- Begriindung bei
aufwand) fugig* Geringfiigigkeit
Artikel 1; § 3 Buch-
stabe B ProdGe-
wStatG; Statistik
Uber den Material- éi:ém
und Wareneingang 600 Unter- | = (240 /
24 | Im Bereich Verar- Ja | nehmen pro = 60)h x | -139
’ beitendes Gewerbe, P
Bergbau und Ge- Jahr 57,91
°rg : Euro/h (WZ:
winnung von Stei- C)
nen und Erden (An-
derung: id-ip
200610200935386)
Artikel 1 ; § 6 Buch-
stabe B Nr. Ill Prod-
GewStatG; Investiti- -21.75 Euro
onserhebung  der _ '(_15 /
Gasversorgung - bei 10 Unter-  60)h x
2.2 | Unternehmen  der Ja 0
. nehmen 87,00
Erdgas- bzw. Erddl- Euro/h (WZ:
gas-Gewinnung B06) )
(Abschaffung: id-ip
2006102009353811
A)
Artikel 1; § 6 Buch-
stabe B Nr. Ill Prod-
GewsStatG; Investiti- 618 Euro
onserhebung  der _ 10/
Gasversorgung - bei 60)h M
23 Unternehmen, die J 20 Unter- 3710 0
. . a ,
Erdgas- bzw. Erdol- nehmen Euro/h (WZ:
gasleitungen erstel- A-S ohné
len oder betreiben 0)
(Abschaffung: id-ip
2006102009353811
B)
Artikel 2; § 2 Buch-
stabe A ProdGe-
wStatG; Monatsbe-
richt einschl. Auf-
tragseingangserhe- 271397 ;6’3?_7 gu“j
bung flr Betriebe im Untérneh- 60)h T
2.4 | Bereich Verarbei- Ja -1.721
men pro | 48,77
tendes  Gewerbe, J .
ahr Euro/h (WZ:
Bergbau und Ge- C)
winnung von Stei-
nen und Erden (An-
derung: id-ip
200610201045312)
Artikel 2; § 3 Buch-
stabe A Nr. Il Prod- -3,28 Euro
GewStatG; Kosten- 15735 Un- - (-3/60)h
2.6 | strukturerhebung im Ja | iemehmen | X 65’53_ -52
Bereich  Verarbei- Euro/h (WZ:
tendes  Gewerbe, C)

Bergbau und Ge-
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Aufwand Jahrlicher Erlduterungen zu
pro Fall in Erfillungs- Fallzahl und Auf-
Ifd Artikel; Norm (§8); EU- Jahrliche Euro aufwand in wand pro Fall
Nr. Bezeichnung der Recht IP Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
’ Vorgabe und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
Sach- ~gering- Begriindung bei
aufwand) fugig* Geringfiigigkeit
winnung von Stei-
nen und Erden (An-
derung: id-ip
200610200935387)
Artikel 2; § 4 Buch-
stabe A Nr. | und lll
und Buchstabe B -39,67 Euro
sowie § 7 Abs. 1 Nr. = (40 /
1 ProdGewStatG; 81.954 Un-  60)h X
2.7 Ergénzungserhe- Ja | termehmen 59,50 -3.251
bung im Bauhaupt- Euro/h (WZ:
gewerbe (Abschaf- F)
fung: id-ip
200610201045316)
Artikel 2; § 4 Buch-
stabe A Nr. Il Prod-
GewStatG; Statistik '_34'925455““;
Uber den Auftrags- -
2.8 bestand im Bau- Ja | 37:862 Un- 1 60)h - x4 593
hauptgewerbe (ein- ternehmen éﬁl‘i?h (WZ:
schl. Indizes) (Ab- F) ’
schaffung: id-ip
200610201045315)
Artikel 2; § 4 Buch-
stabe C Nr. | und Il
und § 7 Abs. 1 N. 1 -95 ( o
ProdGewStatG; U
2.9 | Jahrliche Erhebung Ja | 28460 Un- 1 60)h x| 4 555
; ternehmen | 55,00
im Ausbaugewerbe .
. . Euro/h (WZ:
und bei Bautragern F)
(Abschaffung: id-ip
200610201045318)
Artikel 2; § 5 Nr. Il
ProdGewsStatG;
Kostenstrukturerhe- '_2’79 Euro
. =(-3/60)h
bung im Bauhaupt- 5462 Un-
2.10 Ja x 55,81 | -15
und Ausbauge- ternehmen .
A . Euro/h (WZ:
werbe  (Anderung: F
e )
id-ip
200610200935381)
Artikel 2; § 6 Buch-
stabe B Nr. | Nr. 1
und 2, § 6a Buch-
stabe B Nr. | Nr. 1 9,12 Euro
und 2, § 7 Abs. 1 = (11 /
ProdGewStatG; In- 60) h x
211 | vestitionserhebung Ja | 8980 Un- 49,75 .82
bei  Unternehmen ternehmen | ' (Wz:
der Energieversor- A-S  ohne
gung, Wasserver- 0)

sorgung, Abwasser-

und  Abfallentsor-
gung, Beseitigung
von Umweltver-
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Aufwand Jahrlicher Erlduterungen zu
pro Fall in Erfillungs- Fallzahl und Auf-
Ifd Artikel; Norm (§8); EU- Jahrliche Euro aufwand in wand pro Fall
Nr. Bezeichnung der Recht IP Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
’ Vorgabe und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
Sach- »gering- Begriindung bei
aufwand) fugig* Geringfiigigkeit
schmutzungen (An-
derung: id-ip
2006102009353812
)
Artikel 2; §§ 6, 6a
Buchstabe BNr. 11, §
7 Abs. 1 ProdGe-
wStatG; Kosten-
strukturerhebung fiir -21,87 Euro
Unternehmen  der = (27 |/
Energieversorgung, 60)h x
2.12 | Wasserversorgung, Ja ?é?r?ghmgnn- 48,60 -196
Abwasser- und Ab- Euro/h (WZ:
fallentsorgung, Be- A-S ohne
seitigung von Um- 0)
weltverschmutzun-
gen (Anderung: id-ip
2006102009353813
)
Artikel 3; § 2 Buch-
stabe A Nr. Il Prod-
GewStatG; Investltl-. -42.75 Euro
onserhebung bei _
Betrieben des Ver- 14.629 B 80 h(-45 ){
2.13 | arbeitenden Gewer- Ja|,.” e ) -625
. triebe 57,00
bes sowie der Ge- .
- . Euro/h (WZ:
winnung von Stei- C)
nen und Erden (Ab-
schaffung: id-ip
200610200935385)
Artikel 3; § 2 Buch-
stabe B Nr. Il Prod-
GewStatG; Jahres-
bericht flir Betriebe -65,53 Euro
im Bereich Verar- = (60 /
beitendes Gewerbe, 24.237 Be- | 60)h x
214 Bergbau und Ge- Ja [ bicbe 65,53 -1.588
winnung von Stei- Euro/h (WZ:
nen und Erden (Ab- C)
schaffung: id-ip
2009031909435401
)
Artikel 3; § 3 Buch-
stabe A Nr. Il Prod-
GewsStatG; Investiti-
onserhebung bei 15,24 Euro
Unternehmen des =(12/60)h
215  Verarbeitenden Ge- Ja [ 31818 Ut 7620 577
werbes sowie der Euro/h (WZ:
Gewinnung von C)
Steinen und Erden
(Anderung: id-ip

200610200935384)
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Aufwand Jahrlicher Erlduterungen zu
pro Fall in Erfillungs- Fallzahl und Auf-
Ifd Artikel; Norm (§8); EU- Jahrliche Euro aufwand in wand pro Fall
Nr. Bezeichnung der Recht IP Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
’ Vorgabe und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
Sach- »gering- Begriindung bei
aufwand) fugig* Geringfiigigkeit
Artikel 3; § 3 Buch-
stabe A ProdGe-
wStatG; Jahresbe- 131,69
richt fir Unterneh- Euro
men im Bereich Ver- = (144 /
216 arbeitendes  Ge- Ja Zé?fghmgn“' 60)h x| 928
werbe, Bergbau und 54,87
Gewinnung von Euro/h (WZ:
Steinen und Erden C)
(Anderung: id-ip
200610201045313)
Artikel 4; § 3 Abs. 2
Nr. 2 HdIDIStatG;
Strukturstatistik im
Handels- und
Dienstleistungsbe-
reich (Handel ein- ;3’(15/6'5(;])?
217 schl. Instandhaltung Ja 36.356 Un- 6240  -113
und Reparatur von ternehmen E .
uro/h (WZ:
Kfz) - Unternehmen q)
ab 300.000 Euro
Umsatz (Anderung:
id-ip
200610060903382
B)
Artikel 4; § 3 Abs. 2
Nr. 2 HdIDIStatG;
Strukturstatistik im
Handels- und -3,12 Euro
Dienstleistungsbe- = (-3/60)h
reich (Dienstleis- 72.158 Un- | x 62,40
218 tung) - Unterneh- Ja ternehmen Euro/h (WZ: 225
men ab 300.000 A-S ohne
Euro Umsatz (Ande- 0)
rung: id-ip
200610170944191
B)
Artikel 4; § 3 Abs. 2
Nr. 2 HdIDIStatG;
Strukturstatistik im
Handels- und
Dienstleistungsbe- '=1 (?3/ Igg)rﬁ
219 reich (Gastge- Ja 5260 Un- 39.70  -10
’ werbe) - Unterneh- ternehmen Euro/h (WZ'
men ab 300.000 l ’
Euro Umsatz (Ande-
rung: id-ip
200707111035013
B)
Artikel 6; Artikel 1
GWStatG; Statistik 8.700 Un- -2,08 Euro
220 | 7y globalen Wert- Ja | ternehmen | = (-2/60)h | 18
schépfungsketten pro Jahr X 62,40
Euro/h (WZ:

(Anderung: id-ip
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Aufwand Jahrlicher Erlduterungen zu
pro Fall in Erfullungs- Fallzahl und Auf-
Ifd Artikel; Norm (8§8); EU- Jahrliche Euro aufwand in wand pro Fall
Nr. Bezeichnung der Recht IP Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
’ Vorgabe und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
Sach- »gering- Begriindung bei
aufwand) fugig* Geringfiigigkeit
2023111610101501 A-S ohne
) 0)
Artikel 9; § 4 Abs. 1
Nr. 1 BeherbStatG; 14,20 Euro
Monatserhebung im -19.200 Un- | =(20/60)h
2.21 | Tourismus (Beher- Ja | ternehmen x 42,60  -273
bergungsstatistik) pro Jahr Euro/h (WZ:
(Anderung: id-ip 155)
200610131404481)
Artikel 10; § 1 Abs. 1
KoStrukStatG; Kos-
tenstrukturstatistik ;18'52?1 E urc;

bei Arzt-, Zahnarzt- 10.156 Un-  60)h <

2.22 | und Psychologi- Ja -188
schen Psychothera- ternehmen Et’rlfl)h (WZ:
peuten (Anderung: 86 )
id-ip Q86)
200610231142342)
Summe
in Tsd. Euro SR
davon aus
Informations- -9.880
pflichten (IP)
aus
nationalem Recht S
aus
EU-Vorgaben
4.3. Erfiillungsaufwand der Verwaltung
Anderung des jahrlichen Erflllungsaufwands der Verwaltung
Aufwand Jahrlicher Erlduterungen zu
o pro Fall in Erflllungs- Fallzahl und Auf-
Ifd ('ggl)l_(gélz\l;ga_ EU- | Bund/ Jahrliche Euro aufwand in wand pro Fall
Nr. nun’ der Vor- Recht | Land Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
’ 9 abe und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
9 Sach- ~gering- Begriindung bei
aufwand) figig“ Geringfligigkeit
Artikel 7; § 3
Satz 1 VwDVG; 1 Bund
Ubermittlung der unde- i
. . un sagentur fur geringfiigig
31 Verwaltunggda Bund | tur i inafiiai geringe  Fallzahl
ten von Betrie- Arbeit
ben, die fur Be-
schéftigte Mel-
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Aufwand Jahrlicher Erlduterungen zu
pro Fall in Erflllungs- Fallzahl und Auf-
Jahrliche Euro aufwand in wand pro Fall

Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),

Sach- ~gering- Begrundung bei
aufwand) fugig* Geringfiigigkeit

Artikel; Norm
Ifd. (88); Bezeich- EU- | Bund/
Nr. nung der Vor- Recht | Land
gabe

dungen nach §
28a des Vierten
Buches Sozial-
gesetzbuch er-
statten (Bunde-
sagentur fir Ar-
beit) (Anderung)

Artikel 7; § 3b
VwWDVG; Uber-
mittlung der Ver-
waltungsdaten
fir die Struktur-
statistik dlr(]/ Fi- 1 Deutsche

3.2 | Nhanz-und Versi- Bund | Bundes- geringfiigig | geringe Fallzahl
cherungsdienst- b

. ; ank
leistungsbereich
(Deutsche Bun-
desbank) (Ande-
rung: id-ip
2018091015075
501)

Summe
in Tsd. Euro

davon Bund 0

davon Land
(inkl. Kom- 0
munen)

aus nationalem
Recht

aus
EU-Vorgaben

Einmaliger Erfullungsaufwand der Verwaltung

Aufwand Einmaliger Erlduterungen zu
pro Fall in Erflllungs- Fallzahl und Auf-
Einmalige Euro aufwand in wand pro Fall
Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
Sach- ~gering- Begrundung bei
aufwand) fugig* Geringfugigkeit

Artikel; Norm
Ifd. (§8); Bezeich- EU- | Bund/
Nr. nung der Vor- Recht | Land
gabe

Artikel 7; § 3
Satz 1 VwWDVG;
Ubermittlung der 1 Bunde-
3.1 | Verwaltungsda- Bund | sagentur fiir geringfiigig | geringe Fallzahl
ten von Betrie- Arbeit
ben, die fiir Be-
schaftigte Mel-
dungen nach §
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Ifd.
Nr.

Artikel; Norm

(§8); Bezeich-

nung der Vor-
gabe

EU-
Recht

Bund/
Land

Einmalige
Fallzahl
und Einheit

Aufwand
pro Fall in
Euro
(Zeit x
Lohnsatz +
Sach-
aufwand)

Einmaliger
Erflllungs-
aufwand in
Tsd. Euro
oder
~gering-
fugig*

Erlduterungen zu
Fallzahl und Auf-
wand pro Fall
inklusive Quellen
(optional),
Begrundung bei
Geringfiigigkeit

3.2

3.3

3.4

3.5

28a des Vierten
Buches Sozial-
gesetzbuch er-
statten (Bunde-
sagentur fir Ar-
beit) (Anderung)

Artikel 7; § 3b
vwDVG; Uber-
mittlung der Ver-
waltungsdaten
fur die Struktur-
statistik im Fi-
nanz- und Versi-
cherungsdienst-
leistungsbereich
(Deutsche Bun-
desbank) (Ande-
rung: id-ip
2018091015075
501)

Artikel 10; § 2
SysdUVorbG;
Erprobung eines
neuen Systems
der Unterneh-
mensstatistiken
(Neu)

Artikel 10; § 3
SysdUVorbG;
Einmalige Uber-
mittlung der im
Bundesanzeiger
vorliegenden
Jahres-
Konzernab-
schlisse (Bun-
desanzeiger)
(Neu)

und

Artikel 10; § 4
SysdUVorbG;
Einmalige Uber-
mittlung von Da-
ten zu Entgelten
von sozialversi-
cherungspflich-
tig und geringfu-
gig beschaftigter
Arbeitnehmer
(Bundesagentur
fuir Arbeit) (Neu)

Bund

Bund

Bund

Bund

1 Deutsche
Bundes-
bank

1  Statisti-
sches Bun-
desamt

1 Bundes-
anzeiger

1 Bunde-
sagentur fir
Arbeit

3.122.186
Euro

geringfligig

(2.796.000 /
60) h x

64,21
Euro/h

(12% gD

3.122

)

88% hD) +

130.000
Euro

geringfligig

geringfligig

geringe Fallzahl

geringe Fallzahl

geringe Fallzahl
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Aufwand Einmaliger Erlduterungen zu
oo pro Fall in Erflllungs- Fallzahl und Auf-
Art|I-<eI, No_rm Einmalige Euro aufwand in wand pro Fall
Ifd. (88); Bezeich- EU- | Bund/ . . ;
Fallzahl (Zeit x Tsd. Euro inklusive Quellen
Nr. nung der Vor- Recht | Land R )
und Einheit | Lohnsatz + oder (optional),
gabe . " .
Sach- ~gering- Begrundung bei
aufwand) fugig* Geringfiigigkeit
Artikel 10; § 5
SysdUVorbG;
Einmalige Uber-
mittlung von Da- 1 Bundes- R .
3.6 ten des Trans- Bund anzeiger geringfiigig | geringe Fallzahl
parenzregisters
(Bundesanzei-
ger) (Neu)
Summe
in Tsd. Euro —
davon Bund 3.122
davon Land
(inkl. Kom- 0
munen)
aus nationalem
Recht 3.122
aus 0
EU-Vorgaben

Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft nach Vorgaben

Lfd. Nr. 2.1 (Informationspflicht): Statistik tiber den Material- und Wareneingang im
Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden;
§ 3 Buchstabe B ProdGewStatG (EVAS 42241)

Derzeit sind fiir die Erhebung 12 000 Unternehmen auskunftspflichtig. Da die Erhebung
momentan im Vierjahresrhythmus erfolgt, liegt die jahrliche Fallzahl bei 3 000 Unternehmen
(siehe Online-Datenbank des Erflullungsaufwands (OnDEA), id: 200610200935386). Durch
die Anhebung der Periodizitat auf funf Jahre sinkt die jahrliche Anzahl der Unternehmen um
600. Alle weiteren Berechnungsparameter werden aus OnDEA (ibernommen. Daraus ergibt
sich eine jahrliche Erfillungsaufwandsanderung von rund -139 000 Euro.

Lfd. Nr. 2.4 (Informationspflicht): Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung
fiir Betriebe im Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Stei-
nen und Erden; § 2 Buchstabe A ProdGewStatG (EVAS 42111)

Das Merkmal "Auftragsbestand"”, das nun gestrichen wird, wurde urspriinglich mit dem Re-
gelungsvorhaben 1945 (Gesetz zur Anderung des Gesetzes (iber die Statistik im Produzie-
renden Gewerbe) eingefuhrt. Im Rahmen der Validierungsmessung dieses Regelungsvor-
habens im Jahr 2020 wurde nach der Befragung von Unternehmen festgestellt, dass sich
durch die Einfihrung des Merkmals der Zeitaufwand pro Fall im Median um 7,8 Minuten
erhoht hatte (siehe https://www.ondea.de/SiteGlobals/Functions/Datenbank/Vorgaben/Ein-
zelansicht/Vorgabe Einzelansicht.html?idVorgabe=8461). Fir die nun zu schatzende Zeit-
aufwandsreduzierung wird dieser Wert erneut angesetzt.
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Alle sonstigen Parameter (Fallzahl und Lohnkostensatz) ergeben sich aus der in OnDEA
erfassten Vorgabe (siehe id: 200610201045312).

Insgesamt errechnet sich demnach eine Entlastung in Hohe von rund 1,7 Millionen Euro.

Lfd. Nr. 2.5 (Informationspflicht): Produktionserhebung im Bereich Verarbeitendes
Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden - vierteljahrlich; § 2 Buch-
stabe A und B ProdGewStatG (EVAS 42131)

Die Anpassung in § 2 Buchstabe A und B des Gesetzes lber die Statistik im Produzieren-
den Gewerbe fiihrt zu keiner Erflillungsaufwandsanderung. Die gesetzliche Anderung ent-
spricht der bereits seit einigen Jahren geltenden Praxis bei der Erhebung zur Entlastung
von Kleinunternehmen.

Lfd. Nr. 2.6 (Informationspflicht): Kostenstrukturerhebung im Bereich Verarbeitendes
Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden; § 3 Buchstabe A Nr. Il
ProdGewsStatG (EVAS: 42251)

Lfd. Nr. 2.10 (Informationspflicht): Kostenstrukturerhebung im Bauhaupt- und Aus-
baugewerbe; § 5 Nr. | ProdGewStatG (EVAS: 44253)
Lfd. Nr. 2.17-2.19 (Informationspflicht): Strukturstatistik im Handels- und Dienstleis-
tungsbereich (EVAS: 47410)

Es wird angenommen, dass durch die Streichung des Merkmals ,Umsatzsteuer in den
Kostenstrukturerhebungen und die Streichung der Aufteilung in gesetzliche und lbrige So-
zialaufwendungen in den Erhebungen der Strukturstatistik im Handels- und Dienstleis-
tungsbereich jeweils ein Zeitaufwand von 3 Minuten eingespart wird. Alle weiteren Parame-
ter werden aus OnDEA (siehe, id: 200610200935387, 200610200935381,
200610060903382B, 200610170944191B, 200707111035013B) Ubernommen.

Dadurch reduziert sich der Aufwand fiir die Kostenstrukturerhebung im Bereich Verarbei-
tendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden der Erfullungsaufwand
um rund 52 000 Euro, fir die Kostenstrukturerhebung im Bauhaupt- und Ausbaugewerbe
um rund 15 000 Euro und fur die Strukturstatistik im Handels- und Dienstleistungsbereich
um insgesamt rund 348 000 Euro.

Lfd. Nr. 2.11 (Informationspflicht): Investitionserhebung bei Unternehmen der Ener-
gieversorgung, Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseitigung
von Umweltverschmutzungen; §§ 6, 6a Buchstabe B Nr. Il, § 7 Abs. 1 ProdGewStatG
(EVAS: 43211)

Lfd. Nr. 2.12 (Informationspflicht): Kostenstrukturerhebung fiir Unternehmen der
Energieversorgung, Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseiti-
gung von Umweltverschmutzungen; §§ 6, 6a Buchstabe B Nr. Il, § 7 Abs. 1
ProdGewStatG (EVAS: 43221)

Folgende Merkmale werden gestrichen: Bei der Investitionserhebung das Merkmal ,Rechts-
form“ und bei der Kostenstrukturerhebung die Merkmale ,Arbeitsstunden®, ,Wirtschafts-
zweig fur fachliche Teile” und ,Umsatzsteuer®. Je Merkmal wird eine Zeiteinsparung von 3
Minuten erwartet.

Da kunftig auf die Angaben zu fachlichen Unternehmensteilen verzichtet wird, verringert
sich der Aufwand fur einen Teil der auskunftspflichtigen Unternehmen bei der Investitions-
erhebung um weitere 8 Minuten, beziehungsweise um 18 Minuten bei der Kostenstrukturer-
hebung.

Diese Werte basieren auf einer gewichteten Schatzung des derzeitigen Zeitaufwands. Da-
bei wurde berlcksichtigt, dass bislang etwa 20 % der insgesamt 8 980 Unternehmen An-
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gaben zu fachlichen Unternehmensteilen machen missen. Aufterdem wurde das Verhalt-
nis der insgesamt von den Unternehmen zu meldenden Merkmalen zu denjenigen der fach-
lichen Unternehmensteilen einbezogen. Dieses liegt bei der Investitionserhebung bei etwa
65 % und bei der Kostenstrukturerhebung bei rund 60 %.

¢ (rund) 8 Minuten = 60 Minuten (aktueller Zeitaufwand) * 0,65 (Zeitaufwandseinspa-
rung) * 0,2 (Anteil der betroffenen Unternehmen)

e (rund) 18 Minuten = 147 Minuten (aktueller Zeitaufwand) * 0,60 (Zeitaufwandsein-
sparung) * 0,2 (Anteil der betroffenen Unternehmen)

Die aktuellen Zeitaufwandsangaben, sowie alle weiteren Berechnungsparameter (Fallzahl
und Lohnkostensatz) ergeben sich aus den in OnDEA erfassten Vorgaben zu den genann-
ten Erhebungen (siehe id: 2006102009353812 und 2006102009353813).

Insgesamt errechnet sich eine Entlastung von rund 82 000 Euro (Investitionserhebung) und
rund 196 000 Euro (Kostenstrukturerhebung).

Lfd. Nr. 2.15 (Informationspflicht): Investitionserhebung bei Unternehmen des Verar-
beitenden Gewerbes sowie der Gewinnung von Steinen und Erden; § 3 Buchstabe A
Nr. Il ProdGewStatG (EVAS: 42231)

Lfd. Nr. 2.16 (Informationspflicht): Jahresbericht fiir Unternehmen im Bereich Verar-
beitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden; § 3 Buchstabe
A ProdGewsStatG (EVAS: 42221)

Die Informationen zu den Investitionen, die gemal § 2 Buchstabe A Nr. Il und die Informa-
tionen zu den tatigen Personen, den Lohn- und Gehaltssummen, dem Umsatz und den
Investitionen, die gemal § 2 Buchstabe B Nr. Il des Gesetzes Uber die Statistik im Produ-
zierenden Gewerbe bisher jahrlich bei Betrieben erhoben werden, sollen ab dem 01. Januar
2031 stattdessen von den Unternehmen fur ihre Betriebe gemeldet werden.

Der bisherige dezentrale Erfullungsaufwand in mehreren Betrieben entfallt (siehe Vorgaben
2.13 und 2.14). Durch die Verlagerung der Meldepflicht von der Betriebs- auf die Unterneh-
mensebene steigt der Zeitaufwand bei den Unternehmen. Zeitgleich dirften aber auch Ef-
fizienzgewinne durch Blindelung und Zentralisierung der Meldepflicht entstehen.

Der Anstieg des Zeitaufwands wird deshalb wie folgt bestimmt: Zeitaufwand insgesamt der
bisher meldepflichtigen Unternehmen / Anzahl der kunftig meldepflichtigen Unternehmen *
0,7 (geschatzter Faktor des Blindelungs- und Zentralisierungseffekts).

Demnach verandern sich die Zeitaufwande wie folgt:

e Vorgabe ,Investitionserhebung bei Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes so-
wie der Gewinnung von Steinen und Erden®: rund 12 Minuten = 658 305 Minuten
(siehe id: 200610200935385) / 37 879 Unternehmen (siehe id: 200610200935384)
*0,7

e Vorgabe ,Jahresbericht fur Unternehmen im Bereich Verarbeitendes Gewerbe,
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden“: rund 144 Minuten = 1 454 220
Minuten (siehe id: 2009031909435401) / 7 050 Unternehmen (siehe id:
200610201045313) *0,7

Nach Berucksichtigung aller sonstigen Parameter (sieche OnDEA, id: 200610200935384
und 200610201045313) erhoht sich der jahrliche Erfullungsaufwand um rund 577 000 Euro
bei der Investitionserhebung und rund 928 000 Euro beim Jahresbericht.
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Lfd. Nr. 2.20 (Informationspflicht): Statistik zu globalen Wertschépfungsketten; Arti-
kel 1 GWStatG (EVAS: 52931)

Es wird angenommen, dass durch die Streichung des Merkmals ,Beschaftigung“ (Merkmal
1 laut EU-DVO 2022/918) in der Statistik zu globalen Wertschépfungsketten ein Zeitauf-
wand von 2 Minuten eingespart wird. Alle weiteren Parameter werden aus OnDEA Uber-
nommen (siehe id: 2023111610101501). Dadurch errechnet sich eine Entlastung von rund
18 000 Euro.

Lfd. Nr. 2.21 (Informationspflicht): Monatserhebung im Tourismus (Beherbergungs-
statistik); § 4 Abs. 1 Nr. 1 BeherbStatG (EVAS 45412)

Durch die Anderung im Beherbergungsstatistikgesetz sind kiinftig Schulungsheime und
Vorsorge- und Rehabilitationskliniken nicht mehr meldepflichtig. Laut Fachbereich im Sta-
tistischen Bundesamt betrifft dies 1 600 Einheiten pro Monat und somit 19 200 Meldungen
pro Jahr.

Die aktuellen Zeitaufwande sowie Angaben zu den Lohnkosten ergeben sich aus der in
OnDEA erfassten Vorgabe (siehe id: 200610131404481).

Insgesamt errechnet sich eine Entlastung von rund 237 000 Euro.

Lfd. Nr. 2.22 (Informationspflicht): Kostenstrukturstatistik bei Arzt-, Zahnarzt- und
Psychologischen Psychotherapeuten; § 1 Abs. 1 KoStrukStatG (EVAS 52571)

Durch die Reduzierung der Merkmale im Gesetz uber Kostenstrukturstatistik auf die EU-
Lieferverpflichtung reduziert sich nach Einschatzung des Fachbereichs im Statistischen
Bundesamt der Zeitaufwand um etwa 15 Minuten.

Nach Bericksichtigung aller sonstigen Parameter (siehe OnDEA, id: 200610231142342)
errechnet sich dadurch eine jahrliche Entlastung von rund 188 000 Euro.

5. Weitere Kosten

Keine. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher sind nicht zu erwarten
Gleichstellungspolitische Auswirkungen:

Im Zuge der nach § 2 der Gemeinsamen Geschéaftsordnung der Bundesministerien (GGO)
vorzunehmenden Relevanzpriifung sind unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Le-
benssituationen von Frauen und Mannern keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstel-
lungspolitischen Zielen zuwiderlaufen.

Kleine und Mittlere Unternehmen:

Der Gesetzentwurf bewirkt, dass Unternehmen von statistischen Berichtspflichten entlastet

werden. Insbesondere Kleinbetriebe im Baugewerbe werden durch die Streichung der jahr-
liche Erhebung im Ausbaugewerbe und bei Bautragern entlastet.
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VIIl. Befristung; Evaluierung

Fur die vorgesehenen Anpassungen des ProdGewStatG, HdIDIStatG, GWStatG, VwDVG
sind weder eine Befristung noch eine Evaluierung vorgesehen. Diese Anderungen sind auf
Dauer erforderlich.

B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1 (Anderung des Gesetzes liber die Statistik im Produzierenden Gewerbe)
Zu Nummer 1

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Ruckbau nationaler Berichtspflichten und dient somit
dem Ziel des Burokratieriickbaus. Durch die vorgenommene Anpassung soll die Material-
und Wareneingangserhebung im Verarbeitenden Gewerbe kiinftig nicht mehr alle 4 Jahre,
sondern alle 5 Jahre durchgefiihrt werden.

Zu Nummer 2

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichtenund dient somit
dem Ziel des Burokratiertickbaus. Die Streichung der Investitionserhebungen der Gasver-
sorgung ist méglich, da weder direkte noch indirekte EU-Lieferverpflichtungen zugrunde
liegen.

Zu Artikel 2 (Anderung des Gesetzes iiber die Statistik im Produzierenden Gewerbe
zum 01. Januar 2027)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im Prod-
GewStatG im Hinblick auf den Riickbau nationaler Berichtspflichten und dient somit dem
Ziel des Burokratierlckbaus. Die Streichung des Merkmals Auftragsbestand im ,Monatsbe-
richt einschlieRlich Auftragseingangserhebung fur Betriebe im Bereich Verarbeitendes Ge-
werbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden® erfolgt, da es sich um kein EU-
Liefermerkmal gemaf EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenverordnung
fur Unternehmensstatistiken) handelt.

Zu Buchstabe b

Die Anpassung entspricht weitgehend der bereits seit einigen Jahren geltenden Erhebungs-
praxis zur Entlastung von Kleinunternehmen und setzt die Malinahme im Kapitel 1, I. Nr. 3
der féderalen Modernisierungsagenda um.

Zu Buchstabe c

Die Festlegung der Grenze von 25% erfolgte durch Expertenwissen. Durch diese Regelung
werden nach einer aktuellen Auswertung die Angaben nur in wenigen Wirtschaftszweigen
bei Kleinbetrieben erhoben, wodurch aber sichergestellt wird, dass die EU-Vorgaben erfiillt
werden. Die Uberpriifung der Umsatzgrenze erfolgt regelméRig alle funf Jahre vor dem
Umstieg auf ein neues Basisjahr fir den Umsatzindex.



-34 - Bearbeitungsstand: 17.03.2026 15:50

Zu Nummer 2

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten und dient somit
dem Ziel des Burokratierlickbaus. Die Streichung des Merkmals Umsatzsteuer erfolgt, da
es sich um kein EU-Liefermerkmal gemafy EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische
Rahmenverordnung fur Unternehmensstatistiken) handelt.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten und dient somit
dem Ziel des Burokratierlickbaus. Die Streichung des Merkmals Auftragsbestand in der
»otatistik Gber den Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe® erfolgt, da es sich um kein EU-
Liefermerkmal gemaf EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenverordnung
fur Unternehmensstatistiken) handelt. Die Streichung des Merkmals ,Umsatz fiir das vor-
hergehende Jahr der Erganzungserhebung im Bauhauptgewerbe erfolgt, da keine direkte
Lieferverpflichtung gemaR EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenverord-
nung fur Unternehmensstatistiken) besteht.

Zu Buchstabe b

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Riickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-
Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel des Burokratieriickbaus. Die Streichung der
Erganzungserhebung im Bauhauptgewerbe erfolgt, da keine direkte Lieferverpflichtung ge-
maf EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenverordnung fir Unterneh-
mensstatistiken) besteht. Da die Streichung der Erganzungserhebung einen Informations-
verlust insbesondere bei kleineren Unternehmen fir die Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen bedeutet, ist dies bei einer kunftigen Neukonzeption im Rahmen des neuen Sys-
tems der Unternehmensstatistiken zu beruckichtigen.

Zu Buchstabe c

Die Anpassung erfolgt aufgrund der vorangegangenen Streichung von § 4 Buchstabe B
ProdGewStatG. Der bisherige Buchstabe C wird zum neuen Buchstaben B.

Zu Buchstabe d

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten und dient somit
dem Ziel des Burokratieriickbaus. Die Streichung des Merkmals ,Umsatz fiir das vorherge-
hende Jahr“ der jahrlichen Erhebung im Ausbaugewerbe und bei Bautrdgern erfolgt, da
keine direkte Lieferverpflichtung gemall EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische
Rahmenverordnung fur Unternehmensstatistiken) besteht.

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten und dient somit
dem Ziel des Burokratiertickbaus. Die Streichung der jahrlichen Erhebung im Ausbauge-
werbe und bei Bautragern erfolgt, da keine direkte Lieferverpflichtung gemaf EBS-Verord-
nung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenverordnung fir Unternehmensstatistiken) zu-
grunde liegt.
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Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-
Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel des Bulrokratieriickbaus. Die Streichung des
Merkmals Umsatzsteuer erfolgt, da es sich um kein EU-Liefermerkmal gemafR EBS-Verord-
nung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenverordnung flr Unternehmensstatistiken) han-
delt.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanpassung, die sich aufgrund der Anpassung in Buchstabe
a ergibt.

Zu Nummer 5

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-
Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel des Burokratierickbaus. Die Streichung der
Unterscheidung nach Fachlichen Unternehmensteilen in der Investitionserhebung und Kos-
tenstrukturerhebung bei Unternehmen im Bereich Energieversorgung erfolgt, da diese kei-
ner europaischen Lieferverpflichtung gemaf der EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Euro-
paische Rahmenverordnung flr Unternehmensstatistiken) zugrunde liegt. Zudem wird das
Merkmal Umsatzsteuer gestrichen, da es sich um kein EU-Liefermerkmal handelt.

Zu Nummer 6

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-
Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel des Blrokratiertickbaus. Die Streichung der
Unterscheidung nach Fachlichen Unternehmensteilen in der Investitionserhebung und Kos-
tenstrukturerhebung bei Unternehmen im Bereich Wasserversorgung, Abwasser- und Ab-
fallentsorgung, Beseitigung von Umweltverschmutzungen erfolgt, da diese keiner europai-
schen Lieferverpflichtung gemafR der EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische Rah-
menverordnung fur Unternehmensstatistiken) zugrunde liegt. Zudem wird das Merkmal Um-
satzsteuer gestrichen, da es sich um kein EU-Liefermerkmal handelt.

Zu Nummer 7
Zu Buchstabe a

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Ruickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-
Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel des Burokratieriickbaus. Die Streichung der
Merkmale ,Art des Betriebs®, ,Rechtsform® und ,Wirtschaftliche Tatigkeit fiir fachliche Un-
ternehmensteile” erfolgt, da hier keine europaischen Lieferverpflichtungen gemal EBS-
Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenverordnung fir Unternehmensstatisti-
ken) zugrunde liegen.

Zu Buchstabe b

Die Anpassung dient der Klarstellung und erfolgt vor dem Hintergrund, dass gemaf euro-
paischen Vorgaben nur Einheiten (rechtliche Einheiten oder Betriebe) befragt werden sol-
len, bei denen es sich um Marktproduzenten gemaf Kapitel 3 Nummer 3.24 des Anhangs
A zur Verordnung (EU) Nr. 459/2013 handelt.
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Zu Nummer 8

Die Anderung beinhaltet eine Anpassung der Meldeschwellen an die Inflation. Die Melde-
schwelle gilt fir alle Erhebungen, die auf Basis des ProdGewStatG durchgeflihrt werden.
Durch die Erhéhung der Meldeschwellen erfolgt insbesondere eine Entlastung der kleineren
und mittleren Unternehmen.

Zu Nummer 9

Die Anpassungen erfolgen aufgrund der vorangegangenen Streichung des ProdGewStatG
und dienen der Klarstellung im Hinblick auf den Arbeitsschnitt und den Einzeldatenaus-
tausch zwischen den Statistischen Amtern der Lénder und dem Statistischen Bundesamt.

Zu Artikel 3 (Anderung des Gesetzes liber die Statistik im Produzierenden Gewerbe
zum 01. Januar 2031)

Zu Nummer 1

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
ProdGewStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-
Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel des Burokratieriickbaus und der Umsetzung
der féderalen Modernisierungsagenda (Kapitel 1, I. Nr. 22). Die Streichung des Jahresbe-
richts fur Betriebe im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe und der Investitionserhebung
bei Betrieben im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe erfolgt, da hier keine europaischen
Lieferverpflichtungen gemaf EBS-Verordnung (EU) 2019/2152 (Europaische Rahmenver-
ordnung fur Unternehmensstatistiken) zugrunde liegen.

Zu Nummer 2

Die Integration der unter Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe b gestrichenen Erhebungen in den
Jahresbericht fiir Unternehmen im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe und in die Inves-
titionserhebung bei Unternehmen im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe dient dem Bu-
rokratieriickbau bei gleichzeitiger Erfullung der EU-Lieferverpflichtung gem. EU-Verord-
nung 549/2013. Fur diese Integration werden Voruntersuchungen angeordnet. Sollten die
Untersuchungen zu dem Ergebnis kommen, dass die Umsetzung methodisch nicht reali-
sierbar ist oder zusatzliche Burokratiekosten verursachen wirden, werden diese Regelun-
gen vor Inkrafttreten in einem weiteren Gesetz ausgesetzt.

Zu Artikel 4 (Anderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes)
Zu Nummer 1

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
HdIDIStatG im Hinblick auf den Riickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-Vor-
gaben beruhen und dient somit dem Ziel des Burokratierickbaus. Die zwei bisher einzeln
abgefragten Merkmale ,Gesetzliche Sozialaufwendungen® und ,Ubrige Sozialaufwendun-
gen“ im Rahmen der Strukturerhebung im Handels- und Dienstleistungsbereich sollen le-
diglich als Summenposition erhoben werden, da fir die bisherige Untergliederung keine
EU-Anforderung besteht.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeanpassung, die sich aus der Anpassung in Nummer 1 zu
Artikel 3 (Anderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes) ergibt.
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Zu Artikel 5 (Anderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes zum 01.
Januar 2027)

Die Anderung beinhaltet eine Anpassung der Meldeschwellen an die Inflation. Die Melde-
schwelle gilt fir alle Erhebungen, die auf Basis des HdIDIStatG durchgefiihrt werden. Durch
die Erhéhung der Meldeschwellen erfolgt insbesondere eine Entlastung der kleineren und
mittleren Unternehmen.

Zu Artikel 6 (Anderung des Gesetzes iiber die Statistik zu globalen
Wertschopfungsketten)

Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der Uberpriifung der Erhebungsinhalte im
GWStatG im Hinblick auf den Rickbau nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-Vor-
gaben beruhen und dient somit dem Ziel des Burokratierickbaus. Dem bisher erhobenen
Merkmal ,Zahl der Lohn- und Gehaltsempfanger und Selbststandigen® liegt zwar eine eu-
ropaische Lieferverpflichtung zugrunde, es kann jedoch zukiinftig durch die Methode der
Mikrodatenverknipfung aus anderen Datenquellen und mithilfe eines Schatzmodells ermit-
telt werden, sodass es nicht mehr erhoben werden muss. Zudem wird festgelegt, dass
Merkmale nicht erhoben werden, die nur freiwillig an die EU zu liefern sind.

Zu Artikel 7 (Anderung des Verdienststatistikgesetzes)

Die bestehende Léschvorgabe nach § 6 Abs. 5 Satz 1 VerdStatG verhindert, dass Ver-
dienstverlaufe analysiert werden kdnnen, wenn diese durch Pausen von drei oder mehr
Jahren unterbrochen sind, denn dann ist die fur die Verknlpfung notwendige pseudonymi-
sierte Personalnummer bereits geldscht. Das betrifft insbesondere Riickkehrende aus lan-
geren Abwesenheiten z. B. Elternzeit. Gerade bei dieser Personengruppe besteht jedoch
besonderes Interesse, die Verdienstverlaufe zu beobachten und zu analysieren, um besser
zu verstehen, wie sich solche Unterbrechungen langfristig auf Verdienste auswirken.

Weiterhin verhindert diese Regelung, dass wesentliche Ergebnisse der Verdiensterhebung,
insbesondere die Verdienstindizes, nach Ablauf der drei Jahre reproduziert oder revidiert
werden kdnnen. Langer rickwirkende Korrekturen sind damit nicht moglich, was zu Diskon-
tinuitat in Zeitreihen fuhren kann. Stabile Zeitreihen sind jedoch wichtig, um langerfristige,
strukturelle Verdienstentwicklungen zu erkennen und Aussagen uber Trends oder Struktur-
wandel treffen zu kénnen.

Die bei den Betrieben erhobene Personalnummer wird durch die Statistischen Amter der
Lander mit einem kryptografischen Hash-Verfahren verschlisselt. Dieses Verfahren macht
es unmaoglich, aus einer pseudonymisierten Personalnummer auf die urspriingliche Perso-
nalnummer zu schlieBen. Gleichzeitig bleibt aber die Mdglichkeit zur Verknipfung zum
Zwecke der Verdienstverlaufsstatistik erhalten. Eine Verknipfung mit anderen Datenquel-
len ist unmaoglich. Damit wahrt das eingesetzte Hash-Verfahren die Personlichkeitsrechte
auch ohne die pseudonymisierte Personalnummer zu I6schen.

§ 6 Abs. 5 Satz 2 VerdStatG fordert zudem, die Zusammenfiihrungen in der Verdienstver-
laufsstatistik 15 Jahre nach der letzten Erhebung zu streichen. Gemal Gesetzesbegrin-
dung hatte sich dies als ein notwendiger Mindestzeitraum fir die Niedrig- und Mindestlohn-
forschung herausgestellt. Diese Begrenzung schrankt die Méglichkeiten zur empirischen
Forschung anhand historischer Datensatze und langer Zeitreihen stark ein. Auflerdem kon-
nen Forschungsergebnisse nicht mehr Gberprift und nachvollzogen werden. Die Forschung
verliert dadurch Validitat und Prifbarkeit. Eine Loschung ist damit vor dem Hintergrund der
Notwendigkeit der Verbesserung der Rahmenbedingungen des Wissenschaftsstandorts
Deutschland nicht mehr zeitgeman.
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Zu Artikel 8 (Anderung des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Der Verwendungszweck nach § 1 Absatz 2 wird um den Zweck der Bereitstellung der Daten
an die Wissenschaft auf Grundlage von § 3 Absatz 1 Nummer 4 BStatG nach § 16 Absatz
6 BStatG erweitert. Dies ermoglicht Statistiken, die Angaben nach dem Verwaltungsdaten-
verwendungsgesetz beinhalten bzw. verarbeiten der Wissenschaft bereitzustellen. Ohne
eine entsprechende Erweiterung der Zweckbindung mussen diese Angaben und Informati-
onen aus bestehenden Statistiken entfernt werden, bevor Sie der Wissenschaft nach § 16
Absatz 6 BStatG bereitgestellt werden kénnen.

Zu Nummer 2

Mit Wirkung vom 01.01.2024 wurde die Unternehmernummer, einschlie8lich des Anhangs
zur Unternehmernummer, gemaR § 136a des Siebten Buches Sozialgesetzbuch um die
Betriebsnummern der Beschaftigungsbetriebe der Bundesagentur fir Arbeit (BA), die ei-
nem Unternehmen zuzuordnen sind, erweitert. Bei Vorliegen der Unternehmernummer, ein-
schliel3lich Anhang, gemaR § 136a des Siebten Buches Sozialgesetzbuch bei der Bunde-
sagentur fiir Arbeit soll eine Ubermittlung fir Statistikzwecke mdglich sein. Die Nummer
ermoglicht die einheitliche Identifizierung eines Unternehmens im Statistikregister und da-
mit die Zusammenfihrung mit anderen Datenquellen des Statistikregister, sodass eine Er-
hebung nach § 7 Statistikregistergesetz (StatRegG) nicht notwendig wird und tragt damit
zur Entlastung der Unternehmen von Statistischen Berichtspflichten bei.

Die Wirtschafts-ldentifikationsnummer gemafR § 139c der AO dient als bundeseinheitliche
Wirtschaftsnummer fur Unternehmen (vgl. § 2 Abs. 1 UBRegG). Die bundeseinheitliche
Wirtschaftsnummer fir Unternehmen dient dem Informationsaustausch unter den Verwal-
tungsregistern. Bei Vorliegen der bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer in den Verwal-
tungen soll eine Ubermittlung fiir Statistikzwecke maoglich sein. Die Nummer erméglicht die
einheitliche Identifizierung eines Unternehmens fur alle Verwaltungsakte im Sinne des so-
genannten ,Once-Only“-Prinzips und tragt damit zur Entlastung der Unternehmen von Sta-
tistischen Berichtspflichten bei.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine technische Anpassung. Der Punkt wird durch ein Komma ersetzt,
da die Aufzahlung der zu Ubermittelnden Daten um das neue Merkmal ,Wirtschafts-ldenti-
fikationsnummer* weitergefiihrt wird.

Zu Buchstabe b

Die Wirtschafts-ldentifikationsnummer gemaR § 139c der AO dient als bundeseinheitliche
Wirtschaftsnummer fir Unternehmen (vgl. § 2 Abs. 1 UBRegG). Die bundeseinheitliche
Wirtschaftsnummer fur Unternehmen dient dem Informationsaustausch unter den Verwal-
tungsregistern. Bei Vorliegen der bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer in den Verwal-
tungen soll eine Ubermittlung fir Statistikzwecke maglich sein. Die Nummer erméglicht die
einheitliche Identifizierung eines Unternehmens fur alle Verwaltungsakte im Sinne des so-
genannten ,Once-Only“-Prinzips und tragt damit zur Entlastung der Unternehmen von Sta-
tistischen Berichtspflichten bei.

Zu Artikel 9 (Anderung des Beherbergungsstatistikgesetzes)

Im Monatsbericht Tourismus wird die Erfassung von Schulungsheimen und Vorsorge- und
Rehabilitationskliniken gestrichen. Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund der
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Uberprifung der Erhebungsinhalte im BeherbStatG im Hinblick auf den Riickbau
nationaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel
des Burokratiertckbaus.

Zu Artikel 10 (Anderung des Gesetzes iiber Kostenstrukturstatistik)

Mit der Anpassung werden Angaben zur Kennzeichnung der Art und Zusammenarbeit der
Unternehmen und der Einrichtungen zur Austibung einer freiberuflichen Tatigkeit in der
Kostenstrukturerhebung im medizinischen Bereich nicht mehr erhoben. Weiterhin wird in
den Wirtschaftszweigen ,Arztpraxen fur Allgemeinmedizin® und ,Facharztpraxen® die
Durchfiihrung von Operationen und im Wirtschaftszweig ,Zahnarztpraxen® der Betrieb ei-
nes eigenen Praxislabors nicht mehr erfasst. Die Anpassung erfolgt vor dem Hintergrund
der Uberprifung der Erhebungsinhalte im KoStrukStatG im Hinblick auf den Riickbau nati-
onaler Berichtspflichten, die nicht auf EU-Vorgaben beruhen und dient somit dem Ziel des
Bulrokratierickbaus.

Zu Artikel 11 (Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der
Unternehmensstatistiken)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Mit dem neuen System der Unternehmensstatistiken soll die Koharenz zwischen den Kon-
junktur- und Strukturstatistiken verbessert werden, indem jeweils nur noch eine Struktur-
und eine Konjunkturerhebung Uber alle Wirtschaftszweige hinweg nach einem neu zu kon-
zipierenden Stichprobenmodell durchgefiihrt werden. Insbesondere durch die Zusammen-
fassung in zwei Statistiken soll das System der Unternehmensstatistiken deutlich klarer, die
Erhebung fur die Wirtschaft belastungsarmer und die Statistik resilienter werden.

Die Vorschrift beschreibt den Anwendungsbereich des Gesetzes, das der Vorbereitung des
neuen Systems der Unternehmensstatistiken dient und sicherstellen soll, dass die Untersu-
chung aller wissenschaftlich-methodischer Fragestellungen rechtssicher durchgefiihrt wer-
den kann.

Zu § 2 (Aufgaben des Statistischen Bundesamtes)
Zu Absatz 1

Bei der Unternehmensstatistik als einer Statistik flir Bundeszwecke obliegen dem Statisti-
schen Bundesamt die methodische Vorbereitung, die Koordination sowie die Vorgabe von
Qualitatsstandards und die Sicherstellung deren Einhaltung im Benehmen mit den statisti-
schen Amtern der Lander. Mit dieser Regelung wird die Rolle des Statistischen Bundesam-
tes entsprechend der Regelung des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesstatistikgesetzes
(BStatG) und des Artikels 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 223/2009 klargestellt. Durch
die Zuordnung der Verantwortlichkeit bei der Vorgabe und Sicherung der Einhaltung von
Qualitatsstandards wird eine wesentliche Voraussetzung fur die Vergleichbarkeit der Er-
gebnisse geschaffen.

Zu Absatz 2

Die methodische Vorbereitung des neuen Systems der Unternehmensstatistiken umfasst
die Durchflhrung einer freiwilligen Testerhebung auf Grundlage des § 7 BStatG, um insbe-
sondere die Praktikabilitdt des Unternehmens gemaf EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr.
696/93 als neue Beobachtungseinheit (Einheit, fur die Daten erhoben werden) zu untersu-
chen. Hierbei soll gepruft werden, ob es moglich ist, flachendeckend fir komplexe Unter-
nehmen konsolidierte Daten zu erheben. Durch diesen neuen Erhebungsansatz kénnten
die Unternehmen entlastet werden und die Datenqualitat insbesondere fur die wirtschaftlich
sehr bedeutenden komplexen Unternehmen verbessert werden. Die freiwillige Testerhe-
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bung soll zudem zeigen, wie oft und in welchem Umfang vorangegangene Profiling-Ergeb-
nisse angepasst werden mussen und wie oft der Fall auftritt, dass Gber die zu beobachten-
den Unternehmen keine Einigung auf eine sinnvolle Abgrenzung gefunden werden kann.
In der Testerhebung soll zudem beobachtet werden, welcher zeitlicher Aufwand fir die ein-
zelnen Aufgaben bendtigt wird. Die Erkenntnisse der Testerhebung sollen auch dazu die-
nen, die Regelungen zur Auskunftspflicht in dem eigentlichen Umsetzungsgesetz optimal
fur die Datenmelder sowie die amtliche Statistik zu gestalten. Das Statistische Bundesamt
wahlt die zu befragenden Unternehmen aus und koordiniert die Erhebung. Die Uberpriifung
der Profilingergebnisse sowie die Erhebung der konsolidierten Merkmale bei den komple-
xen Unternehmen erfolgt durch das Statistische Bundesamt unter Beteiligung der zustan-
digen statistischen Amter der Lander. Die Ergebnisse geben eine qualitative Einschatzung
der Méglichkeiten der Erneuerung des Systems. Vor der Umsetzung sollen, sofern erfor-
derlich, noch quantitative Tests mit Auskunftspflicht erfolgen.

Zu Absatz 3

Die Zusammenflhrung der Daten ist erforderlich, um die Eignung zur Verwendung in der
amtlichen Unternehmensstatistik zu prtfen.

Zu § 3 (Ubermittlung von Daten des Bundesanzeigers)
Zu Absatz 1

Der Bundesanzeiger, herausgegeben vom Bundesministerium der Justiz und fir Verbrau-
cherschutz, enthalt im Bereich Rechnungslegung/Finanzberichte unter anderem Jahresab-
schlusse (Einzel- und Konzernabschliisse). Diese Daten kdnnen fur die Unternehmenssta-
tistiken von hoher Bedeutung sein, da Merkmale, die in den amtlichen Unternehmenssta-
tistiken bei den Unternehmen erfragt werden (wie beispielsweise Umsatzerlose, Tatige Per-
sonen, Bruttoanlageinvestitionen, Bestande, Aufwendungen, etc.), auch in der externen
Rechnungslegung der Unternehmen und somit in den Jahres- und Konzernabschlissen zu
finden sind. Durch die Ubermittlung der Daten des Bundesanzeigers an das Statistische
Bundesamt sollen ihre Verwendungsmaglichkeiten in der amtlichen Statistik geprift wer-
den, inshesondere vor dem Hintergrund, die Wirtschaftsbeobachtung zu verbessern und
Unternehmen langfristig zu entlasten.

Zu Absatz 2

Die Daten mussen im Rahmen des genannten Zeitfensters ubermittelt werden, damit aus-
reichend Zeit fur deren Uberprifung zur Verfugung steht.

Zu Absatz 3

Die Zusammenfihrung der Daten des Bundesanzeigers mit den in § 13a BStatG aufge-
zahlten Daten ermdglicht eine umfangliche Prufung des Potentials dieser Daten fur die Ver-
wendung in der amtlichen Unternehmensstatistik.

Zu Absatz 4

Der Datenbestand soll nur so lange verflgbar sein, wie er fur die Vorbereitung des neuen
Systems der Unternehmensstatistiken erforderlich ist.

Zu § 4 (Ubermittlung von Daten der Bundesagentur fiir Arbeit)
Zu Absatz 1

Die Bundesagentur fur Arbeit erhebt bei allen Betrieben Daten zu Entgelten aller sozialver-
sicherungspflichtig und geringfligig beschaftigter Arbeitnehmer, fur die Rentenversiche-
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rungsbeitrage gezahlt wurden. In der strukturellen Unternehmensstatistik wird jahrlich
ebenfalls das Merkmal Entgelte bei Betrieben erhoben. Durch die Ubermittlung der Daten
der Bundesagentur fir Arbeit an das Statistische Bundesamt sollen ihre Verwendungsmog-
lichkeiten in der amtlichen Statistik gepruft werden, insbesondere vor dem Hintergrund, die
Wirtschaftsbeobachtung zu verbessern, Unternehmen langfristig zu entlasten und das
Once Only-Prinzip umzusetzen. So soll konkret gepruft werden, ob durch die Entgeltdaten
die Bruttowertschopfung auf tiefer regionaler Ebene in hinreichender Qualitat berechnet
werden kann.

Zu Absatz 2

Die Daten mussen im Rahmen des genannten Zeitfensters ubermittelt werden, damit aus-
reichend Zeit fur deren Uberprifung zur Verfugung steht.

Zu Absatz 3

Die Zusammenfihrung der Daten der Bundesagentur fir Arbeit mit den in § 13a BStatG
aufgezahlten Daten ermdglicht eine umfangliche Prifung des Potentials dieser Daten fir
die Verwendung in der amtlichen Unternehmensstatistik.

Zu Absatz 4

Der Datenbestand soll nur so lange verfligbar sein, wie er fur die Vorbereitung des neuen
Systems der Unternehmensstatistiken erforderlich ist.

Zu § 5 (Ubermittlung von Daten des Transparenzregisters des Bundesanzeiger
Verlags)

Zu Absatz 1

Zur Erflllung der Anforderungen der EU-Verordnung 2019/2152 (Basisrechtsakt) und der
Durchfiihrungsverordnung 2020/1197 zur Fihrung von Unternehmensgruppen in den Sta-
tistischen Unternehmensregistern bendétigt das Statistische Bundesamt aktuelle und quali-
tativ hochwertige Daten zu Kontroll- und Eigentimerbeziehungen zwischen rechtlichen Ein-
heiten (juristische und nattrliche Personen). Da es in Deutschland keine zentrale und voll-
umfangliche administrative Quelle zu Unternehmensgruppen gibt, bezieht das Unterneh-
mensregister derzeit entsprechende Informationen Uber einen kostenpflichtigen externen
Datenanbieter, der Kontrollbeziehungen auf Grundlage 6ffentlich zuganglicher Register ag-
gregiert. Der jahrliche Datenbezug erfillt formal die EU-Vorgaben, ist jedoch inhaltlich in
mehrfacher Hinsicht unzureichend. Insbesondere bei Beziehungen zu naturlichen Perso-
nen und anderen nicht verwaltungsregisterseitig geflihrten Einheiten (u. a. Stiftungen) so-
wie auslandischen Einheiten bestehen Datenliicken und Fehlzuordnungen.

Das Transparenzregister ist eine Datenquelle, die zur Qualitatssicherung und Vervollstan-
digung der im Statistischen Unternehmensregister enthaltenen Informationen geeignet sein
kdénnte. Das Transparenzregister erfasst wirtschaftlich Berechtigte und deren Beteiligungen
ab einem Schwellenwert von 25 % der Kapital- oder Stimmrechtsanteile. Damit bietet es
inhaltlich das Potenzial, wesentliche Informationsliicken der bisherigen Datenquelle zu
schlief3en.

Anhand von Testdatenlieferungen nicht-anonymisierter Einzeldaten soll die Eignung des
Transparenzregisters als Datenquelle fur die Vervollstandigung und Qualitatssicherung von
Informationen zu Unternehmensgruppen im Statistikregister geprift werden. Sollte diese
positiv ausfallen, kénnte der gesetzliche Rahmen anschlieRend auf eine dauerhafte Nut-
zung der Transparenzregisterdaten erweitert werden.
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Zu Absatz 2

Die Daten mussen im Rahmen des genannten Zeitfensters ubermittelt werden, damit aus-
reichend Zeit fur deren Uberprifung zur Verfigung steht.

Zu Absatz 3

Die Zusammenfihrung der Daten der Bundesagentur fur Arbeit mit den in § 13a BStatG
aufgezahlten Daten ermoglicht eine umfangliche Prifung des Potentials dieser Daten fur
die Verwendung in der amtlichen Unternehmensstatistik.

Zu Absatz 4

Der Datenbestand soll nur so lange verfligbar sein, wie er fiir die Vorbereitung des neuen
Systems der Unternehmensstatistiken erforderlich ist.

Zu Artikel 12 (Inkrafttreten)

Artikel 12 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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	Artikel 10
	Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik
	Das Gesetz über Kostenstrukturstatistik in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 708-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 354) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 3 wird wie folgt gefasst:
	„Die Kostenstrukturerhebungen nach § 1 erfassen folgende Tatbestände:



	Artikel 11
	Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken
	§ 1
	Anwendungsbereich
	Dieses Gesetz regelt die zur Erprobung und Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken erforderlichen Maßnahmen. Das Bundesstatistikgesetz findet Anwendung.

	§ 2
	Aufgaben des Statistischen Bundesamtes
	(1) Das Statistische Bundesamt bereitet im Benehmen mit den statistischen Ämtern der Länder ein neues System der Unternehmensstatistiken methodisch vor.
	(2) In einem ersten Schritt führt das Statistische Bundesamt unter Beteiligung der statistischen Ämter der Länder zu dem Zweck nach Absatz 1 freiwillige Erhebungen durch. Diese sollen insbesondere der wissenschaftlich-methodischen Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken dienen.
	(3) Die Daten der in Absatz 2 genannten Erhebungen dürfen mit den nach §§ 3, 4 übermittelten Daten zusammengeführt werden.

	§ 3
	Übermittlung von Daten des Bundesanzeigers
	(1) Der Bundesanzeiger Verlag übermittelt dem Statistischen Bundesamt zur Überprüfung der Eignung der Daten zur Verwendung für das neue System der Wirtschaftsstatistiken einmalig zum Stichtag [TT.MM.JJJJ] die im Bundesanzeiger vorliegenden Jahres- und Konzernabschlüsse des Geschäftsjahres [].
	(2) Die Übermittlung der Daten erfolgt spätestens drei Monate nach dem in Absatz 1 benannten Stichtag.
	(3) Die nach Absatz 1 übermittelten Daten dürfen, zu den dort benannten Zwecken, mit den in § 13a Bundesstatistikgesetz aufgezählten Daten zusammengeführt werden.
	(4) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, soweit sie nicht mehr für die Zwecke nach Absatz 1 erforderlich sind, spätestens jedoch fünf Jahre nach dem Stichtag.

	§ 4
	Übermittlung von Daten der Bundesagentur für Arbeit
	(1) Die Bundesagentur für Arbeit übermittelt dem Statistischen Bundesamt zur Überprüfung der Eignung der Daten zur Verwendung für das neue System der Wirtschaftsstatistiken einmalig zum Stichtag 31.12.2024 für den Bezugszeitraum 2024 für jeden Betrieb die summierten Daten zu Entgelten sozialversicherungspflichtig und geringfügig beschäftigter Arbeitnehmer, für die Rentenversicherungsbeiträge gezahlt wurden sowie die Angaben nach § 3 Satz 1 Nummer 1, 5 und 6 VwDVG.
	(2) Die Übermittlung der Daten erfolgt spätestens drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes.
	(3) Die nach Absatz 1 übermittelten Daten dürfen, zu den dort benannten Zwecken, mit den in § 13a Bundesstatistikgesetz aufgezählten Daten zusammengeführt werden.
	(4) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, soweit sie nicht mehr für die Zwecke nach Absatz 1 erforderlich sind, spätestens jedoch fünf Jahre nach dem Stichtag.

	§ 5
	Übermittlung von Daten des Transparenzregisters des Bundesanzeiger Verlags
	(1) Der Bundesanzeiger Verlag übermittelt dem Statistischen Bundesamt zur Überprüfung der Eignung der Daten zur Verwendung für das neue System der Unternehmensstatistiken einmalig zum Stichtag [TT.MM.JJJJ] die im Transparenzregister vorliegenden Daten zu wirtschaftlich Berechtigten und deren Beteiligungen.
	(2) Die Übermittlung der Daten erfolgt spätestens drei Monate nach dem in Absatz 1 benannten Stichtag.
	(3) Die nach Absatz 1 übermittelten Daten dürfen, zu den dort benannten Zwecken, mit den in § 13a Bundesstatistikgesetz aufgezählten Daten zusammengeführt werden.
	(4) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, soweit sie nicht mehr für die Zwecke nach Absatz 1 erforderlich sind, spätestens jedoch fünf Jahre nach dem Stichtag.


	Artikel 12
	Inkrafttreten
	(1) Das Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Artikel 2, Artikel 5, Artikel 9 und Artikel 10 treten am 01. Januar 2027 in Kraft.
	(3) Artikel 3 tritt am 01. Januar 2031 in Kraft.
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